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Landgericht Aachen

Beschluss

ln der Strafvollstreckungssache

betreffend Herrn M.D.

hat die Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Aachen

durch den Richter am Landgericht Dr. Fuest als Einzelrichter

am 06.12.2021

beschlossen:

l. Das Verfahren wird ausgesetzt.

ll. Dem Europäischen Gerichtshof werden gemäß Afi'267 AEUV die folgenden Fra-

gen zur Entscheidung vorgelegt:

1. Kann das zur Entscheidung über die Vollstreckbarkeitserklärung beru-

fene Gericht des vollstreckenden Mitgliedsstaates gestützt auf Art. 3 (4)

des Rahmenbeschlusses 2008i909/Jl des Rates vom27.11.2008 in Ver-

bindung mit Art. 47 Abs. 2 der Charta der Grundrechte der Europäischen

Union die Anerkennung des Urteils eines anderen Mitgliedstaates und

die Vollstreckung der durch dieses Urteil verhängten Sanktion gemäß

Art. B des Rahmenbeschlusses 2008/909/Jl des Rates vom 27.11.2008

ablehnen, wenn Anhaltspunkte bestehen, dass die Verhältnisse in die-

sem Mitgliedstaat im Zeitpunkt des Erlasses der zu vollstreckenden Ent-
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mit dem Grundrecht auf ein faires Verlahren sind, weil in diesem Mit-

gliedstaat das Justizsystem selbst nicht mehr im Einklang mit dem in Art.

2 EUV verankerten Rechtsstaatsprinzip steht?

2. Kann das zur Entscheidung über die Vollstreckbarkeitserklärung beru-

fene Ger,icht des vollstreckenden Mitgliedstaates gestützt auf Art. 3 (4)

des Rahmenbeschlusses 2008/909/Jl des Rates vom27.11.2008 in Ver-

bindung mit dem in Art. 2 EUV verankerten Rechtsstaatsprinzip die An-

erkennung- des Urteils eines anderen Mitgliedstaates und die Vollstre-

ckung der durch dieses Urteil verhängten Sanktion gemäß Art. 8 des

Rahmenbeschlusses 2008/909/Jl des Rates vom 27.11.2008 ablehnen,

wenn Anhaltspunkte bestehen, dass das Justizsystem in diesem Mit-

gliedstaat im Zeitpunkt der Entscheidung über die Vollstreckbarkeitser-

klärung nicht mehr im Einklang mit dem in' Nt. 2 EUV verankerten

, Rechtsstaatsprinzip steht?

3. Soweit Fraqe 1 beiaht wird:

lst, bevor die Anerkennung eines Urteils eines Gerichts eines anderen

Mitgliedsstaates und die Vollstreckung der durch dieses Urteil verhäng-

ten Sanktion unter Verweis auf Art. 3 (4) des Rahmenbeschlusses

2009l909lJl des Rates vom 27 .11 .2008 in Verbindung mit Art.47 Abs. 2

der Charta der Grundrechte der Europäischen Union abgelehnt wird, weil

Anhaltspunkte bestehen, dass die Verhältnisse in diesem Mitgliedstaat

unvereinbar mit dem Grundrecht auf ein faires Verfahren sind, weil in

diesem Mitgliedstaat das Justizsystem selbst nicht mehr im Einklang mit

dem Rechtsstaatsprinzip steht, in einem zweiten Schritt zu überprüfen,

ob sich die mit dem Grundrecht auf ein faires Verfahren unvereinbaren

Verhältnisse in dem betreffenden Verfahren konkret zulasten des Verur-

teilten/der Veru rtei lten ausgewirkt haben?

4. Soweit Frage 1 und/oder Frage 2 dahingehend verneint wird, dass

b die Verhä nisse in einem M iedsta unver-

einbar mit deF GrVnCrecht auf eilr taire-s Verfahren,si,nd, weil in die-

serrl Mitsliedstaat das Justizsvstqm selbsl nigh! mehr im Einklans

mit dem Rechtsstqatsprinzip steht. niqht den mitsliedstaatlichen

Gerichten, sondern dem Europäischen Gerichtshof obliegt:
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Stand das Justizsystem in der Republik Polen am 07.08.2018 und/oder

16.07.2019 beziehungsweise steht das Justizsystem in der Republik Po-

len derzeit im Einklang mit dem Rechtsstaatsprinzip aus Art.2 EUV?

I. Sachverhalt

Der am 18.01.1981 in Pyrzyce/Polen geborene polnische Staatsangehörige M.D. hat

seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Alsdorf/Deutschland, im Gerichtsbezirk des Land-

gerichts Aachen.

Das Amtsgericht Szczecin-Prawobzeze hat.M.D. am 07.08.2018 (Aktenzeichen Vll K

610t16, PR 2 Ds 1938,2016), rechtskräftig seit dem 15.08.2018 zu einer Freiheitsstrafe

von sechs Monaten verurteilt und die Vollstreckung der Freiheitsstrafe zur Bewährung

ausgese2t. M.D. war bei der Verhandlung am 07.08,2018 nicht anwesend. Nach Aus-

kunft des Bezirksgerichts in Szczecin wurde M.D. die Vorladung zum Termin am

07.08.2018 an seine im Ermittlungsverfahren angegebene Adresse in Pyrzyce/Polen

gesandt.

Die der Verurteilung vom 07.08.2018 zugrunde liegenden Taten, begangen im Zeit-

raum von März 2009 bis zum 31.07 .2009, wären nach dem deutschen Strafgesetzbuch

als veruntreuende Unterschlagung und Urkundenfälschung gemäß SS 246 Abs. 1, 267
"StGB 

strafbar.

Mit Beschluss vom 16.07.2019 hat das Amtsgericht Szczecin-Prawobzeze unter dem

Aktenzeichen Vll Ko 355/19 die Bewährung widerrufen und die Vollstreckung der Frei-

heitsstrafe angeord net.

Die Generalstaatsanwaltschaft Köln hat am 17.12.2020 (Aktenzeichen 6 AuslA

175120) entschieden, M.D. trotz des Europäischen Haftbefehls des Bezirksgerichts

Szczecin vom 13.08.2020 (Aktenzeichen lll KOP 1 46120) gemäß S 83b Abs. 2 lit, b)

IRG nicht auszuliefern, da er in Deutschland seinen gewöhnlichen Aufenthalt und der

Auslieferung widersprochen habe.

Am 26.01 .2021 hat das Bezirksgericht in Szczecin die Generalstaatsanwaltschaft Ber-

lin gemäß Art. 4 des Rahmenbeschlusses 2008/909/Jl des Rates vom27.11.2008 um

Prüfung der Übernahme der gegen M.D. verhängten Freiheitsstrafe ersucht. Die Ge-

neralstaatsanwaltschaft Berlin hat zuständigkeitshalber das Ersuchen an die Staats-

anwaltschaft Aachen weitergeleitet.

Die Staatsanwaltschaft Aachen hat mit Schreiben vom 09,02.2021 M.D. bezüglich des

Gesuchs des Bezirksgerichts Szczecin vom 26.01 .2021 angehört.
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Am 18.06.2021 hat M.D. zunächst telefonisch gegenüber der Staatsanwaltschaft

Aachen mitgeteilt, dass er über einen dortigen Anwalt versuche, die Angelegenheit"mit

den polnischen Behörden zu klären. Eine Vorladung habe er nicht erhalten. lm Übrigen

seien die Vorwürfe auch in der Sache nicht zutreffend.

Am 1 1.08.2021 ist die schriftliche Stellungnahme von M.D. bei der Staatsanwaltschaft

Aachen eingegangen. ln dieser führte er aus, dass er den PKW, welcher Gegenstand

der Verurteilung vom 07.08.2018 gewesen sei, als Vergütung erhalten habe. Er sei

nicht nach Deutschland geflohen. Vielmehr habe er in Deutschland ein besseres Le-

ben mit seiner Familie haben wollen. Seit 2011 lebe er mit seiner Familie in Deutsch-

land. lhn habe niemand über den Verlauf des gegen ihn in Polen laufenden Verfahrens

informiert. 2016 sei er von einer polnischen Staatsanwältin kontaktiert worden. Er sei

daraufhin nach Polen gereist und habe bei der Polizei ausgesagt. Zudem habe er seine

deutsche Anschrift als Kontaktadresse hinterlassen. ln dem nächsten Brief, den er von

den polnischen Behörden erhalten habe, sei ihm mitgeteilt worden, dass er rechtskräf-

tig verurteitt worden sei.

Mit Verfügung vom 02.11.2021 hat die Staatsanwaltschaft Aachen bei der Kammer

beantragt, gemäß 55 Bat 84g IRG die Vollstreckung aus dem Urteil des Amtsgerichts

Szczecin-Prawobzeze vom 07.08.2018 (Aktenzeichen Vll K 610/16, PR 2 Ds

1938.2016) in Verbindung mit dem Beschluss des Amtsgerichts Szczecin-Prawobzeze

vom 16.07.2019 (Aktenzeichen Vll Ko 355/19) fürzulässig zu erklären und entspre-

chend der polnischen Vollstreckungsregelung eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten

festzusetzen. Weiter führt die Staatsanwaltschaft Aachen in der Verfügung vom

02.11.2021 aus, dass die Zulässigkeitsvoraussetzungen nach $ B4a, b IRG für die

Vollstreckung des polnischen Erkenntnisses gegeben seien.

ll. Rechtliche Grundlagen

1. Europäischer. Rechtsrahmen

a) Art.2 EUV

Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der Menschen-

würde, Freiheit, Demokratie, Gteichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung

der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die Minderheiten

angehören. Diese Werte sind allen Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft ge-

meinsam, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerech-

tigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frauen und Männern auszeichnet.

b) Art. 47 EU-Grundrechte-Charta
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(1)Jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Frei-

heiten verletzt worden sind, hat das Recht, nach Maßgabe der in diesem Artikel

vorgesehenen Bedingungen bei einem Gericht einen wirksamen Rechtsbehelf

einzulegen.

(2) Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem unabhängigen,

unparteiischen und zuvor durch Gesetz errichteten Gericht in einem fairen Ver-

fahren, öffentlich und innerhalb angemessener Frist verhandelt wird. Jede Per-

son kann sich beraten, verteidigen und vertreten lassen.

(3) Jede Personen, die nicht über ausreichende Mittel verfügen, wird Prozesskos-

tenhilfe bewilligt, soweit diese Hilfe erforderlich ist, um den Zugang zu den Ge-

richten wirksam zu gewährleisten.

a) Art. 3 RB 2008/909/Jl

(1) Zweck dieses Rahmenbeschlusses ist es, im Hinblick auf die Erleichterung

der sozialen Wiedereingliederung der verurteilten Person die Regeln festzu-

legen, nach denen ein Mitgliedstaat ein Urteil anerkennt und die verhängte

Sanktion vollstreckt.

(2) Dieser Rahmenbeschluss gilt, wenn sich die verurteilte Person im Ausstel-

lungsstaat oder im Vollstreckungsstaat aufhält.

(3) Dieser Rahmenbeschluss gilt nur für die Anerkennung von Urteilen und die

Vollstreckung von Sanktionen im Sinne des Rahmenbeschlusses. Der Um-

stand, dass zusätzlich zu der Sanktion eine Geldbuße oder Geldstrafe

und/oder eine Einziehungsentscheidung verhängt worden ist, die noch nicht

gezahlt, eingezogen oder vollstreckt wurde, steht einer Übermittlung des Ur-

teils nicht entgegen. Die Anerkennung und Vollstreckung dieser Geldbußen

oder Geldstrafen und Einziehungsentscheidungen in einem anderen Mit-

gliedstaat richten sich nach den Rechtsakten, die zwischen den Mitglied-

staaten anwendbar sind, insbesondere dem Rahmenbeschluss 2005121 4l Jl

des Rates vom24. Februar 2005 über die Anwendung des Grundsatzes der

gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen und dem Rah-

menbeschluss 2006l7\3lJl des Rates vom 6. Oktober 2006 über die Anwen-

dung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Einziehungsent-

scheidungen.
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(4) Dieser Rahmenbeschluss berührt nicht die Verpflichtung zur Achtung der

Grundrechte und der allgemeinen Rechtsgrundsätze gemäß Artikel 6 des

Vertrags über die Europäische Union.

b) Art.8 RB 2008/909/Jl

(1) Die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats erkennt ein gemäß Arti-

kel 4 und im Verfahren gemäß Artikel 5 übermitteltes Urteil an und ergreift un-

verzüglich alle für die Vollstreckung der Sanktion erforderlichen Maßnahmen,

es sei denn, sie beschließt, einen der Gründe für die Versagung der Anerken-

nung und der Vollstreckung gemäß Artikel 9 geltend zu machen.

(2) lst die Sanktion nach ihrer Dauer mit dem Recht des Vollstreckungsstaats nicht

vereinbar, so:kann die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats eine An-

passung dieser Sanktion nur in den Fällen beschließen, in denen die Sanktion

die für vergleichbare Straftaten nach ihrem innerstaatlichen Recht vorgesehene

Höchststrafe überschreitet. Die angepasste Sanktion darf nicht niedriger als die

nach dem Recht des Vollstreckungsstaats für vergleichbare Straftaten vorgese-

hene Höchststrafe sein.

(3) lst die Sanktion nach ihrer Art mit dem Recht des Vollstreckungsstaats nicht

vereinbar, so kann die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaates diese an

die nach ihrem eigenen Recht für vergleichbare Straftaten vorgesehene Strafe

oder Maßnahme anpassen. Diese Strafe oder Maßnahme muss so weit wie

möglich der im Ausstellungsstaat verhängten Sanktion entsprechen, weshalb

deren Umwandlung in eine Geldstrafe nicht in Betracht kommt.

( ) Die angepasste Sanktion darf nach Art oder Dauer die im Ausstellungsstaat

verhängte Sanktion nicht verschärfen.

c) Art.9 RB 2008/909/Jl

(1) Die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats kann die Anerkennung des

Urteils und die Vollstreckung der Sanktion versagen, wenn

a) die Bescheinigung gemäß Artikel 4 unvollständig ist oder dem Urteil offensicht-

lich nicht entspricht und nicht innerhalb einer von der zuständigen Behörde des

Vollstreckungsstaats gesetzten zumutbaren Frist vervollständigt oder berichtigt

wurde;

b) die in Artikel 4 Absatz 1 dargelegten Kriterien nicht erfüllt sind;

c) die Vollstreckung der Sanktion dem Grundsatz ne bis in idem zuwiderlaufen

würde;
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d) sich das Urteil in Fällen gemäß Artikel 7 Absatz 3 und, falls der Vollstreckungs-

staat eine Erklärung gemäß Artikel 7 Absatz 4 abgegeben hat, in Fällen ge-

mäß Artikel 7 Absatz 1 auf eine Handlung bezieht, die nach dem Recht des

Vollstreckungsstaats keine Straftat darstellen würde. ln Steuer- , Zoll- und Wäh-

rungsangelegenheiten kann die Vollstreckung des Urteils jedoch nicht aus dem

Grund abgelehnt werden, dass das Recht des Vollstreckungsstaats keine

gleichartigen Steuern vorschreibt oder keine gleichartigen Steuer-, Zoll- und

Währungsbestimmungen enthält wie das Recht des Ausstellungsstaats;

e) die Vollstreckung der Sanktion nach den Rechtsvorschriften des Vollstre-

ckungsstaats verjäh rt ist;

0 nach dem Recht des Vollstreckungsstaats lmmunität besteht, die die Vollstre-

ckung der Sanktion unmöglich macht;

g) die Sanktion gegen eine Person verhängt wurde, die nach dem Recht des Voll-

streckungsstaats aufgrund ihres Alters für die dem Urteil zugrunde liegenden

Handlungen strafrechtlich nicht zur Verantwortung gezogen werden könnte;

h) zum Zeitpunkt des Eingangs des Urteils bei der zuständigen Behörde des VolF

streckungsstaats weniger als sechs Monate der Sanktion noch zu verbüßen

sind;

i) laut der Bescheinigung gemäß Artikel 4 die betroffene Person zu der Verhand-

lung, die zu der Entscheidung geführt hat, nicht persönlich erschienen ist, es

sei denn, aus der Bescheinigung geht hervor, dass die betrotfene Person im

Einklang mit weiteren verfahrensrechtlichen Vorschriften des einzelstaatlichen

Rechts des Entscheidungsstaates

i) rechtzeitig

entweder persönlich vorgeladen wurde und dabei von dem vor-

gesehenen Termin und Ort der Verhandlung in Kenntnis gesetzt

wurde, die zu der Entscheidung geführt hat, oder auf andere

Weise tatsächlich offiziell von dem vorgesehenen Termin und Ort

dieser Verhandlung in Kenntnis gesetzt wurde, und zwar auf eine

Weise, dass zweifelsfrei nachgewiesen wurde, dass sie von der

anberaumten Verhandlung Kenntnis hatte,

und

davon in Kenntnis gesetzt wurde, dass eine Entscheidung auch

dann ergehen kann, wenn sie zu der Verhandlung nicht erscheint;

oder
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ii) in Kenntnis der anberaumten Verhandlung ein Mandat an einen Rechts-

beistand, der entweder von der betroffenen Person oder vom Staat be-

stellt wurde, erteilt hat, sie bei der Verhandlung zu verteidigen, und bei

der Verhandlung von diesern Rechtsbeistand tatsächlich verteidigt wor-

den ist;

oder

iii) nachdem ihr die Entscheidung zugestellt und sie ausdrücklich von ihrem

Recht auf Wiederaufnahme des Verfahrens oder auf ein Berufungsver-

fahren in Kenntnis gesetzt worden ist, an dem die Person teilnehmen

kann und bei dem der Sachverhalt, einschließlich neuer Beweismittel,

erneut geprüft werden und die ursprünglich ergangene Entscheidung

aufgehoben werden kann:

-ausdrücklich erklärt hat, dass sie die Entscheidung nicht anficht;

oder

-innerhalb der geltenden Frist keine Wiederaufnahme des Ver-

fahrens bzw. kein Berufungsverfahren beantragt hat.

j) der Vollstreckungsstaat vor einer Entscheidung gemäß Artikel 12 Absatz 1 ein

Ersuchen gemäß Artikel 18 Absatz 3 stellt und der Ausstellungsstaat ge-

mäß Artikel 18 Absatz 2 Buchstabe g seine Zustimmung dazu versagt, dass die

betreffende Person im Vollstreckungsstaat wegen einer vor der Überstellung

begangenen anderen Handlung als derjenigen, die der Überstellung zugrunde

liegt, verfolgt, verurteilt oder einer freiheitsen2iehenden Maßnahme unterwor-

fen wird;

k) die verhängte Sanktion eine Maßnahme der psychiatrischen Betreuung oder

der Gesundheitsfürsorge oder eine andere freiheitsentziehende Maßnahme

einschließt, die unbeschadet des Artikels 8 Absatz 3 vom Vollstreckungsstaat

gemäß seinem Rechts- oder Gesundheitssystem nicht vollstreckt werden kann;

l) das Urteil sich auf Straftaten erstreckt, die nach dem Recht des Vollstreckungs-

staats ganz oder zum großen oder zu einem wesentlichen Teil in dessen Ho-

heitsgebiet oder an einem diesem gleichgestellten Ort begangen worden sind.

(2)Jede Entscheidung gemäß Absatz 1 Buchstabe I in Bezug auf Straftaten, die

zum Teil im Hoheitsgebiet des Vollstreckungsstaats oder an einem diesem

gleichgestellten Ort begangen wurden, wird von der zuständigen Behörde des

Vollstreckungsstaats unter außergewöhnlichen Umständen und von Fall zuFall

unter Würdigung der jeweiligen besonderen Umstände und insbesondere der
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Frage getroffen, ob die betreffenden Taten zum großen oder zu einem wesent-

lichen Teil im Ausstellungsstaat begangen worden sind.

(3) Bevor die zuständige Behörde des Vollstreckung.sstaats in den Fällen des Ab-

satzes 1 Buchstaben a, b, c, i, k und I beschließt, die Anerkennung des Urteils

und die Vollstreckung der Sanktion zu versagen, konsultiert sie auf geeignete

Art und Weise die zuständige Behörde des Aussteltungsstaats und bittet diese

gegebenenfalls um die unverzügliche Übermittlung aller erforderlichen zusätz-

lichen Angaben.

2. Nationaler (deutscher) Rechtsrahmen

Die Kammer hat auf die isolierte Darlegung der Rechtslage in der Republik Polen ver-

zichtet. Die relevanten Vorschriften w'erden im Kontext der zur ,,Justizreform" in der

Republik Polen ergangenen gerichtlichen Entscheidungen wiedergegeben (vgl. unter

ilr.).

lm Folgenden soll daher nur der einschlägige deutsche Rechtsrahmen dargelegt wer-

den.

a) S 84 IRG (lnternationales Rechtshilfegesetz in der Fassung vom

g.12.2020) - Grundsatz

(1) Nach diesem Unterabschnitt richtet sich die Vollstreckungshilfe für einen ande-

ren Mitgliedstaat der Europäischen Union nach Maßgabe des Rahmenbe-

schlusses 2008/909/Jl des Rates vom2T.November 2008 über die Anwendung

) des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Urteile in Strafsachen,

durch die eine freiheitsentziehende Strafe oder Maßnahme verhängt wird, für

die Zwecke ihrer Vollstreckung in der Europäischen Union (ABl. L 327 vom

5.12.2008, S.27), der durch den Rahmenbeschluss 2009/299/Jl (ABl. L 81 vom

27 .3.2009, S. 24)geänd ert worde n i st, ( Rah men besch I uss F rei heitsstrafen ).

(2) Die Vorschriften des Vierten Teils sowie die allgemeinen Bestimmungen des

Ersten und Siebenten Teils dieses Gesetzes sind anzuwenden,

l.soweit dieser Unterabschnitt keine besonderen Regelungen enthält oder

2.wenn kein Ersuchen nach Maßgabe des Rahmenbeschlusses Freiheits-

strafen gestellt wu rde.

(3) Dieser Unterabschnitt geht den völkerrechtlichen Vereinbarungen nach $ 1 Ab-

satz 3 vor, soweit er abschließende Regelungen enthält.
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b) S 84a IRG - Voraussetzungen der Zulässigkeit

(1) In Abweichung von $ 49 ist die Vollstreckung eines ausländischen Erkenntnis-

ses nach Maßgabe des Rahmenbeschlusses Freiheitsstrafen nur zulässig,

wenn

1. ein Gericht eines anderen Mitgliedstaates eine freiheitsentziehende

Sanktion rechtskräftig verhängt hat, die

a)vollstreckbar ist und

b)in den Fällen des $ B4g Absatz 5 in eine Sanktion umgewan-

delt werden kann, die ihr im deutschen Recht am meisten ent-

spricht,

2. auch nach deutschem Recht, ungeachtet etwaiger Verfahrenshin-

dernisse und gegebenenfalls bei sinngemäßer Umstellung des

Sachverhalts, wegen der dem Erkenntnis zugrunde liegenden Tat

eine Strafe, Maßregel der Besserung und Sicherung oder Geldbuße

hätte verhängt werden können und

3. die verurteilte Person

a)die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder in der Bundes-

republik Deutschland rechtmäßig auf Dauer ihren gewöhnlichen

Aufenthalt hat und kein Verfahren zur Beendigung des Aufent-

halts durchgefü hrt wird,

b)sich in der Bundesrepublik Deutschland oder in dem Mitglied-

staat aufhält, in dem gegen sie das Erkenntnis ergangen ist, und

c)sofern sie sich in dem Mitgliedstaat aufhält, in dem gegen sie

das Erkenntnis ergangen ist, sich gemäß den Bestimmungen

' dieses Mitgliedstaates mit der Vollstreckung in der Bundesrepub-

lik Deutschland einverstanden erklärt.hat.

(2)Abweichend von Absatz 1 Nummer 2 ist die Vollstreckung in Steuer-, Zoll- und

Währungsangelegenheiten auch zulässig, wenn das deutsche Recht keine

gleichartigen Steuer-,Zoll- und Währungsbestimmungen enthält wie das Recht

des anderen Mitgliedstaates.

(3) Absatz 1 Nummer 2 findet keine Anwendung, wenn die verurteilte Person ihrer

Auslieferung oder Durchlieferung zur Strafvollstreckung nach $ 80 Ab-

satz 3, S B3b Absatz 2 Nummer 2 oder S B3f Absatz 3 Satz 2 nicht zugestimmt
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hat. Liegen die in Absatz 1 Nummer 2 genannten Voraussetzungen nicht vor,

so beträgt das Höchstmaß bei der Umwandlung der Sanktion nach $ 849 Ab-

satzl und 5 zwei Jahre Freiheitsentzug.

(4)Abweichend von Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe c ist ein Einverständnis der

verurteilten Person entbehrlich, wenn eine zuständige Behörde des anderen

Mitgliedstaates unter Vorlage der Unterlagen gemäß $ 84c um Vollstreckung

eines Erkenntnisses nach Maßgabe des RahFenbqsqhlu,s,ses Freiheitsstra-

fen ersucht hat und

1. die verurteilte Person die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt und

in der Bundesrepublik Deutschland ihren Lebensmittelpunkt hat oder

2. der ersuchende Mitgliedstaat durch eine zuständige Stelle rechts-

kräftig entschieden hat, dass die verurteilte Person kein Aufenthalts-

recht in seinern Hoheitsbereich hat und sie Oeöfratb nach der Entlas-

sung aus dem Strafvollzug in die Bundesrepublik Deutschland aus-

gewiesen oder abgeschoben werden kann.

c) $ 8ab lRG - Ergänzende Zulässigkeitsvoraussetzungen

(1) Die Vollstreckung ist nicht zulässig, wenn

1. die verurteilte Person zum Zeitpunkt der Tat schuldunfähig nach $

19 des Strafgesetzbuchs oder strafrechtlich nicht verantwortlich nach

$ 3 des Jugendgerichtsgesetzes war,

2. die verurteilte Person zu der, Verhandlung, die dem Erkenntnis zu-

grunde liegt, nicht persönlich erschienen ist,

3. die verurteilte Person

a)wegen derselben Tat, die dem Erkenntnis zugrunde liegt, be-

reits von einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem gegen sie

das Erkenntnis ergangen ist, rechtskräftig abgeurteilt worden ist

und

b)zu einer Sanktion verurteilt worden ist und diese bereits votl-

streckt worden ist, gerade vollstreckt wird oder nach dem Recht

des Urteilsstaates nicht mehr vollstreckt werden kann oder

4. die Vollstreckung nach deutschem Recht verjährt ist oder bei sinn-

gemäßer Umstellung des Sachverhalts verjährt wäre.
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(2) ln Abweichung von Absatz 1 Nummer 4 und $ 84a Absatz 1 Nummer 2 kann

die Vollstreckung eines in einem anderen Mitgliedstaat verhängten Erkenntnis-

ses für zulässig erklärt werden, wenn die verurteilte Person dies beantragt hat.

Der Antrag der verurteilten Person nach Satz 1 ist gemäß den Bestimmungen

des Mitgliedstaates zu stellen, in dem das zu vollstreckende Erkenntnis gegen

sie ergangen ist. Der Antrag der verurteilten Person nach Satz 1 ist zu Protokoll

eines Richters oder, wenn die verurteilte Person in dem anderen Mitgliedstaat

festgehalten wird, zu Protokoll eines zur.Beurkundung von Willenserklärungen

ermächtigten deutschen Berufskonsularbeamten zu erklären. Der Antrag kann

nicht zurückgenommen werden. Die verurteilte Person ist zuvor über die

Rechtsfolgen ihres Antrags und darüber zu belehren, dass dieser nicht zurück-

genommen werden kann. Liegen die in $ B4a Absatz 1 Nummer 2 genannten

Voraussetzungen nicht vor, so beträgt das Höchstmaß beider Umwandlung der

Sanktion nach $ 84g Absatz 4 und 5 zwei Jahre Freiheitsentzug.

(3) ln Abweichung von Absatz 1 Nummer 2 ist die Vollstreckung auch zulässig, wenn

1. die verurteilte Person rechtzeitig

a)persönlich zu der Verhandlung, die zu dem Erkenntnis geführt

hat, geladen wurde oder

b)auf andere Weise tatsächlich offiziell von dem vorgesehenen

Termin und Ort der Verhandlung, die zu dem Erkenntnis geführt

hat, in Kenntnis gesetzt wurde, sodass zweifelsfrei nachgewie-

sen wurde, dass die verurteilte Person von der anberaumten Ver-

handlung Kenntnis hatte, und

c)dabei darauf hingewiesen wurde, dass ein Erkenntnis auch in

ihrer Abwesenheit ergehen kann,

2. , die verurteilte Person in Kenntnis des gegen sie gerichteten Verfahrens,

an dem ein Verteidiger beteiligt war, eine persönliche Ladung durch

Flucht verhindert hat oder

3. die verurteilte Person in Kenntnis der anberaumten Verhandlung einen

Verteidiger bevollmächtigt hat, sie in der Verhandlung zu verteidigen,

und sie durch diesen in der Verhandlung tatsächlich verteidigt wurde.

(a) ln Abweichung von Absatz 1 Nummer 2 ist die Vollstreckung ferner zulässig, wenn

die verurteilte Person nach Zustellung des Erkenntnisses
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L ausdrücklich erklärt hat, das ergangene Erkenntnis nicht anzufechten,

oder

2. innerhalb geltender Fristen keine Wiederaufnahme des Verfahrens oder

kein Berufungsverfahren beantragt hat.

Die verurteilte Person muss zuvor ausdrücklich über ihr Recht auf Wiederauf-

nahme des Verfahrens oder auf ein Berufungsverfahren, an dem sie teilnehmen

. kann und bei dem der Sachverhalt, einschließlich neuer Beweismittel, erneut ge-

prüft und das ursprüngliche Erkenntnis aufgehoben werden kann, belehrt worden

sein.

d) S 84d IRG - Bewilligungshindernisse

Die Bewilligung einer nach den $$ 84a bis B4c zulässigen Vollstreckung kann nur ab-

gelehnt werden, wenn

1. die Bescheinigung ($ 8 c Absatz 1) unvollständig ist oder offensichtlich

nicht dem zu vollstreckenden Erkenntnis entspricht und der andere Mit-

gliedstaat diese Angaben nicht vollständig oder berichtigt nachgereicht

hat,

2. das Erkenntnis gegen eine Person mit deutscher Staatsangehörigkeit

vollstreckt werden soll und

a) die Person weder ihren Lebensmittelpunkt in der Bundesre-

publik Deutschland hat noch

b) der andere Mitgliedstaat durch eine zuständige Stelle rechts-

kräftig entschieden hat, dass die Person kein Aufenthaltsrecht in

seinem Hoheitsbereich hat und sie deshalb nach der Entlassung

aus dem Strafvollzug in die Bundesrepublik Deutschland ausrei-

sepflichtig ist,

3. die Tat zu einem wesentlichen Teil in der Bundesrepublik Deutschland

oder in einem der in $ 4 des Strafgösetzbuchs genannten Verkehrsmittel

begangen wurde,

4. bei Eingang des Erkenntnisses weniger als sechs Monate der Sanktion

zu vollstrecken sind,

5. die Staatsanwaltschaft oder das Gericht festgestellt hat, dass das aus-

ländische Erkenntnis nur teilweise vollstreckbar ist, und wenn mit der
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zuständigen Behörde des anderen Mitgliedstaates keine Einigung dar-

über erzielt werden konnte, inwieweit das Erkenntnis vollstreckt werden

soll, oder

6. der andere Mitgliedstaat seine Zustimmung dazu versagt hat, dass die

verurteilte Person nach ihrer Überstellung wegen einer anderen Tat, die

sie vor der Überstellung begangen hat und die nicht dem Erkenntnis zu-

grunde liegt, verfolgt, verurteilt oder einer freiheitsentziehenden Maß-

nahme unterworfen werden kann.

e) $ 8 f IRG -Gerichtliches Verfahren

(1) Das nach $ 50 Satz '1 und $ 51 zuständige Landgericht entscheidet auf Antrag der

Staatsanwaltschaft nach S B4e Absatz 2 oder auf Antrag der verurteilten Person

nach g B4e Absatz3 Satz 3. Die Staatsanwaltschaft bereitet die Entscheidung vor.

(2) Das Gericht übersendet der verurteilten Person eine Abschrift der in $ B4c Absatz

1 genannten Unterlagen, soweit dies zur Ausübung ihrer Rechte erforderlich ist.

(3) Bei einem Antrag der Staatsanwaltschaft auf gerichtliche Entscheidung über die

Vollstreckbarkeit nach $ B4e Absatz2istder verurteilten Person zusätztich zu der

Abschrift nach Absatz 2 eine Abschrift der Entscheidung gemäß $ B4e Absalz 2

zuzustellen. Die verurteilte Person wird aufgefordert, sich innerhalb einer vom Ge-

richt zu bestimmenden Frist zu dem Antrag der Staatsanwaltschaft zu äußern.

(4) Für die gerichtliche Vorbereitung der Entscheidung gilt $ 52 Absatz 1 mit der Maß-

gabe entsprechend, dass der zuständigen Behörde im anderen Mitgliedstaat auch

Gelegenheit gegeben worden sein muss, ergänzende Unterlagen beizubringen,

wenn die übermittelten Unterlagen nicht ausreichen, um beurteilen zu können, ob

die Staatsanwaltschaft ihr Ermessen fehlerfrei ausgeübt hat. Für die Beibringung

der Unterlagen kann eine Frist gesetzt werden.

(5) S 30 Absatz 2 Satz2 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass das Gericht auch

Beweis darüber erheben kann, ob die Staatsanwaltschaft ihr Ermessen fehlerfrei

ausgeübt hat. g 30 Absatz 2 Satz 4, Absatz 3 sowie $ 31 Absatz 1 und 4 gelten

e.ntsprechend. Befindet sich die verurteilte Person im Geltungsbereich dieses Ge-

setzes, so gelten auch $ 30 Absatz 2 Satz 1 sowie $ 31 Absalz 2 und 3 entspre-

chend.

I) Vf S 84g IRG - Gerichtliche Entscheiduns



15

(1) Über die Anträge auf gerichtliche Entscheidung nach $ B4e Absatz2und 3 ent-

scheidet das Landgericht durch Beschluss.

(2) Sind die Vorschriften über den Antrag auf gerichtliche Entscheidung durch die ver-

urteilte Person nach $ 84e Absatz 3 Satz 3 und 4 nicht beachtet, so verwirft das

Gericht den Antrag als unzulässig, Der Beschluss ist unanfechtbar.

(3) ln Abweichung von $ 54 Absatz 1 wird das ausländische Erkenntnis durch das Ge-

richt gemäß S 50 Satz 1 und $ 55 für vollstreckbar erklärt, soweit die Vollstreckung

zulässig ist und die Staatsanwaltschaft

f . ihr Ermessen, Bewilligungshindernisse nach $ B4d Nummer 1 bis

6 nicht geltend zu machen, fehlerfrei ausgeübt hat oder

2. ihr Ermessen, Bewilligungshindernisse nach $ B4d Nummör 1 bis 6 gel-

. tend zu machen, fehlerhaft ausgeübt hat und eine andere Ermessens-

entscheidung nicht gerechtfertigt ist; kommt jedoch eine andere Ermes-

sensentscheidung in Betracht, hebt das Gericht die Entscheidung der

Staatsanwaltschaft auf und reicht ihr die Akten zur erneuten Ermes-

sensausübung unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts zu-

rück.

$ 54 Absatz 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass anstatt der nach $ 58 er-

littenen Haft die nach $ 84j erlittene Haft anzurechnen ist. 3 $ 55 Ab-

satz2 und 3 gilt entsprechend.

(4) Überschreitet die durch das ausländische Erkenntnis verhängte Sanktion das

Höchstmaß, das im Geltungsbereich dieses Gesetzes für die Tat angedroht ist,

ermäßigt das Gericht die Sanktion auf dieses Höchstmaß. S 54 Absatz 1 Satz

4 und $ 54a Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2 und 3 gelten entsprechend.

(5) ln seiner Entscheidung gemäß den Absätzen 3 und 4 wandelt das Gericht die ver-

hängte Sanktion in die ihr im deutschen Recht am meisten entsprechende Sank-

tion um, wenn

1. die verhängte Sanktion ihrer Art nach keiner Sanktion entspricht, die das

im Geltungsbereich dieses Gesetzes geltende Recht vorsieht, oder

2. die verurteilte Person zur Zeitder Tat das 21. Lebensjahr noch nicht

vollendet hat; insoweit gelten die Vorschriften des Jugendgerichtsgeset-

zes entsprec.hend.
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Für die Höhe der qrmgewandelten Sanktion ist das ausländische Erkenntnis maß-

gebend; die im anderen Mitgliedstaat verhängte Sanktion daff nach Art oder Dauer

durch die umgewandelte Sanktion nicht verschärft werden.

ä)rl S 50 IRG - Sachliche Zuständigkeit

Uber die Vollstreckbarkeit eines ausländischen Erkenntnisses entscheidet das Land-

gericht..Die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht bereitet die Entscheidung vor.

h) g S 51 IRG - Örtlictre Zuständigkeit

(1) Die örtliche Zuständi$keit für die Entscheidung über die Vollstreckbarkeit eines

ausländischen Erkenntnisses richtet sich nach dem Wohnsitz der verurteilten Per-

son.

(2) Hat die verurteilte Person keinen Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes,

so richtet sich die Zuständigkeit nach ihrem gewöhnlichen Aufenthalt, oder, wenn

ein solcher nicht bekannt ist, nach ihrem letzten Wohnsitz, sonst nach dem Ort, wo

sie ergriffen, oder, falls eine Ergreifung nicht erfolgt, zuerst ermittelt wird. Für den

Fall der ausschließlichen Vollstreckung einer Anordnung der Einziehung oder ei-

ner Geldstrafe oder einer Geldbuße ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der

Gegenstand belegen ist, auf den sich die Einziehung bezieht, oder, wenn sich die

Einziehung nicht auf einen bestimmten Gegenstand bezieht und bei der Vollstre-

ckung von Geldstrafen und Geldbußen, das Gericht, in dessen Bezirk sich Vermö-

gen der verurteilten Person befindet. 3Befindet sich Vermögen der verurteilten

Person in den Bezirken verschiedener Landgerichte, so richtet sich die Zuständig-

keit danach, welches Landgericht oder, solange noch kein Landgericht befaßt ist,

welche Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht zuerst mit der Sache befaßt

wurde.

(3) Solange eine Zuständigkeit nicht festgestellt werden kann, rlchtet sich die Zustän-

digkeit nach dem Sitz der Bundesregierung

iI,rrf S 73 IRG - Grenze der Rechtshilfe

Die Leistung von Rechtshilfe sowie die Datenübermittlung ohne Ersuchen ist unzuläs-

sig, wenn sie wesentlichen Grundsätzen der deutschen Rechtsordnung widersprechen

würde. Bei Ersuchen nach dem Achten, Neunten, Zehnten und Dreizehnten Teil ist die

Leistung von Rechtshilfe unzulässig, wenn die Erledigung zu den in Artikel 6 des Ver-

trages über die Europäische Union enthaltenen Grundsätzen im Widerspruch stünde.

[Anmerkung der Kammer: Die hier einschlägigen S 84 ff. IRG finden sich im neunten

Teil Abschnitt 1 Unterabschnitt 1 des lRG, so dass $ 73 S. 2 IRG Anwendung findetl
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IIl. Rechtsprechung

1. Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs

a) Urteil vom 25.07 .2018 - C-216l18 -
Der Europäische Gerichtshof hat in seinem Urteil vom 25.07.2018 -C-216l18 - be-

treffend einer Vorlagefrage des irischen High Courts bezüglich der Vollstreckung eines

von den polnischen Justizbehörden ausgestellten Europäischen Haftbefehls ausge-

führt, dass das Unionsrecht auf der grundlegenden Prämisse beruhe, dass jeder Mit-

gliedstaat mit allen anderen Mitgliedstaaten eine Reihe gemeinsamer Werte teile.

Diese Prämisse impliziere und rechtfertige die Existenz gegenseitigen Vertrauens zwi-

schen den Mitgliedstaaten bei der Anerkennung dieser Werte. Sowohl der Grundsatz

des gegenseitigen Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten als auch der Grundsatz

der gegenseitigen Anerkennung, der seinerseits auf dem gegenseitigen Vertrauen zwi-

schen den Mitgliedstaaten beruhe, hätten im Unionsrecht fundamentale Bedeutung,

da sie die Schatfung und Aufrechterhaltung eines Raums ohne Binnengrenzen ermög-

lichen.

Konkret verlange der Grundsatz des gegenseitigen Vertrauens, namentlich in Bezug

auf den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, von jedem Mitgliedstaat,

dass alle anderen Mitgliedstaaten das Unionsrecht und insbesondere die dort aner-

kannten Grundrechte beachten, so dass im Regelfalle die Ablehnung der Auslieferung

aufgrund eines Europäischen Haftbefehls nicht veranlasst seien werde.

Anders sei dies jedoch - zusammengefasst - bei Vorliegen außergewöhnlicher Um-

stände. Dort seien Beschränkungen der Grundsätze der gegenseitigen Anerkennung

und des gegenseitigen Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten möglich. Ein solcher

außergewöhnlicher Umstand könne auch bei der echten Gefahr der Verletzung des

Grundrechts der betroffenen Person auf ein unabhängiges Gericht und damit ihres

Grundrechts auf ein faires Verfahren im Sinne des Art. 4Z nOr. 2 der Charta gegeben

seien. Denn das Erfordernis der richterlichen Unabhängigkeit gehöre. zum Wesens-

gehalt des Grundrechts auf ein faires Verfahren, dem als Garant für den Schutz sämt-

licher dem Einzelnen aus dem Unionsrecht enryachsender Rechte und für die Wahrung

der in Arl.2 EUV genannten Werte, die den Mitgliedstaaten gemeinsam seien, u. a.

des Werts der Rechtsstaatlichkeit, grundlegende Bedeutung zukomme.
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Die Union sei nämlich eine Rechtsunio'n, in der den Einzelnen das Recht zustehe, die

Rechtmäßigkeit nationaler Entscheidungen oder jeder anderen nationalen Handlung,

mit der eine Handlung der Union auf sie angewandt werde, gerichtlich anzufechten.

Gemäß Art. 19 EUV, mit dem der in Art.2 EUV proklamierte Wert der Rechtsstaatlich-

keit konkretisiert werde, sei es Sache der nationalen Gerichte und des Gerichtshofs,

die volle Anwendung des Unionsrechts in allen Mitgliedstaaten und den Schutz der

Rechte, die den Einzelnen aus diesem Recht erwachsen, zu gewährleisten.

Schon das Vorhandensein einer wirksamen gerichtlichen Kontrolle, die der Gewähr-

leistung der Einhaltung des Unionsrechts diene, sei einem Rechtsstaat inhärent.

Es sei davon auszugehen, dass es bei Bestehen einer echten Gefahr der Verletzung

des Grundrechts auf ein unabhängiges Gericht und der damit verbundenen Gefahr der

Verletzung des in Art. 47 Abs. 2 der Charta verbürgten Grundrechts auf ein faires Ver-

fahren, es der vollstreckende Justizbehörde gestattet seien könne, gestützt auf Art. 1

Abs. 3 des Rahmenbeschlusses 2002/584 davon abzusehen, einem Europäischen

Haftbefehl Folge zu leisten.

Zur Beurteilung des Vorliegens einer solchen echten Gefahr habe danach die vollstre-

ckende Justizbehörde in einem ersten Schritt auf der Grundlage objektiver, zuverläs-

siger, genauer und gebührend aktualisierter Angaben über das.Funktionieren des Jus-

tizsystems im Ausstellungsmitgliedstaat zu beurteilen, ob eine echte Gefahr der Ver-

letzung des Grundrechts auf ein faires Verfahren gegeben sei, die mit einer mangeln-

den Unabhängigkeit der Gerichte des Ausstellungsmitgliedstaats aufgrund systemi-

scher oder allgemeiner Mängel in diesem Staat zusammenhänge.

b) Urteil vom 05.1 1.2019 - C-192118 -
Mit Urteil vom 05.1 1.2019 - C-192118 - hat der Europäische Gerichtshof in einem von

der Europäischen Kommission angestrengten Vertragsverletzungsverfahren entschie-

den, dass die Republlk Polen dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 157 AEUV

sowie aus Art. 5 Buchst. a und Art. I Abs. 1 Buchst. f der Richtlinie 20OGl54lEG des

Europäischen Parlaments und des Rates vom 05.07. 2006 zur Verwirklichung des

Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen

in Arbeits- und Beschäftigungsfragen v.erstoßen habe, dass sie mit Art. 13 Nrn. 1, bis 3

der Ustawa o zmianie ustawy - Prawo o ustroju s'döw powszechnych oraz niektörych

innych ustaw (Gesetz zur Anderung des Gesetzes über den Aufbau der ordentlichen

Gerichtsbarkeit und einiger anderer Gesetze) vom 12.07.2A17 ein unterschiedliches
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Ruhestandsalter für Frauen und Männer, die als Richter an den polnischen ordentli-

chen Gerichten und am Sqd Najwy2szy (Oberstes Gericht, Polen) oder als Staatsan-

wälte bei den polnischen Staatsanwaltschaften tätig sind, eingeführt habe.

Zudem habe die Republik Polen dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 19

Abs. 1 Unterabs. 2EUV verstoßen, dass sie mit Art. 1 Nr. 26 Buchst. b und c des Ge-

setzes zur Anderung des Gesetzes über den Aufbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit

und einiger anderer Gesetze vom 12.07.2017 den Justizminister ermächtigt habe, die

Fortsetzung der Amtstätigkeit von Richtern der polnischen ordentlichen Gerichte über

das neue, durch Art. 13 Nr. 1 dieses'Gesetzes herabgesetzte Ruhestandsalter für

diese Richter hinaus zu genehmigen oder nicht zu genehmigen.

Der Europäische Gerichtshof hat ausgeführt, dass zwar die Organisation der Justiz in

den Mitgliedstaaten in deren Zuständigkeit falle, die Mitgliedstaaten bei der Ausübung

dieser Zuständigkeit aber die Verpflichtungen einzuhalten hätten, die sich für sie aus

dem Unionsrecht, insbesondere aus Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV, ergeben würden.

lnsoweithabe jederMitgliedstaatgemäßArt.'19Abs. 1 Unterabs. 2EUV u. a. dafürzu

sorgen, dass Einrichtungen, die als ,,Gerichte" im Sinne des Unionsrechts Bestandteil

seines Rechtsbehelfssystems in den vom Unionsrecht erfassten Bereichen seien und

die somit möglicherweise in dieser Eigenschaft über die Anwendung oder Auslegung

des Unionsrechts entscheiden würden, den Anforderungen an einen wirksamen ge-

richtlichen Rechtsschutz gerecht werden.

Um zu gewährleisten, dass die Gerichte in der Lage seien, einen solchen Schutz zu

bieten, sei es von grundlegender Bedeutung, dass ihre Unabhängigkeit gewahrt sei,

wie Art. 47 Abs. 2 der Charta bestätige, wonach zu den Anforderungen im Zusammen-

hang mit dem Grundrecht auf einen wirksamen Rechtsbehelf u. a. der Zugang zu ei-

nem,,unabhängigen" Gericht gehöre.

Dieses Erfordernis der Unabhängigkeit der Gerichte, das dem Auftrag des Richters

inhärent sei, gehöre zum Wesensgehalt des Rechts.auf wirksamen gerichtlichen

Rechtsschutz und des Grundrechts auf ein faires Verfahren, dem als Garant für den

Schutz sämtlicher dem Einzelnen aus dem Unionsrecht erwachsender Rechte und für

die Wahrung der in Art. 2 EUV genannten Werte, die den Mitgliedstaaten gemeinsam

seien, u. a. des Wertes der Rechtsstaatlichkeit, grundlegende Bedeutung zukomme.

Das Erfordernis richterlicher Unabhängigkeit, dessen Beachtung die Mitgliedstaaten

nach Art. 19 Abs. 1 Unterabs.2 EUV in Bezug auf die nationalen Gerichte sichern

müssten, die - wie die polnischen ordentlichen Gerichte - über Fragen zu entscheiden
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hätten, die mit der Auslegung und der Anwendung des Unionsrechts verknüpft seien,

umfasse zwei Aspekte.

Der erste, das Außenverhältnis betreffende Aspekt erfordere, dass die betreffende Ein-

richtung ihre Funktionen in völliger Autonomie ausübe, ohne mit irgendeiner Steile frie-

rarchisch verbunden oder ihr untergeordnet zu sein und ohne von irgendeiner Stelle

Anordnungen oder Anweisungen zu erhalten, so dass sie auf diese Weise vor lnter-

ventionen oder Druck von außen geschützt sei, die die Unabhängigkeit des Urteils

ihrer Mitglieder gefährden und deren Entscheidungen beeinflussen könnten.

Der zweite, das lnnenverhältnis betreffende Aspekt stehe mit dem Begriff der Unpar-

teilichkeit in Zusammenhang und beziehe sich darauf, dass den Parteien des Rechts-

streits und ihren jeweiligen lnteressen am Streitgegenstand mit dem gleichen Abstand

begegnet werde.

Diese Garantien der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit setzten voraus, dass es Re-

geln insbesondere für die Zusammensetzung der Einrichtung, die Ernennung, die

Amtsdauer und die Gründe für Enthaltung, Ablehnung und Abberufung ihrer Mitglieder

gebe, die es ermöglichen, bei den Rechtsunterworfenen jeden berechtigten Zweifel an

der Unempfänglichkeit dieser Einrichtung für äußere Faktoren und an ihrer Neutralität

in Bezug auf die widerstreitenden lnteressen auszuräumen.

Wie sich ebenfalls aus einer ständigen Rechtsprechung ergebe, erfordere die uner-

lässliche Freiheit der Richter von jeglichen lnterventionen oder jeglichem Druck von

außen bestimmte Garantien, die geeignet seien, die mit der Aufgabe des Richtens

Betrauten in ihrer Person zu schützen, wie z. B. die Unabsetzbarkeit. Dieser Grundsatz

erfordere wiederum, dass die Richter im Amt bleiben dürften, bis sie das obligatorische

Ruhestandsalter erreicht hätten oder ihre Amtszeit, sofern diese befristet sei, abgelau-

fen sei.

lm vorliegenden Fall sei zu beachten, dass die beanstandeten Regelungen sich auf

bereits amtierende Richter bezögen, denen die Garantien zugutekämen, die mit der

Ausübung des Richteramts untrennbar verknüpft seien. Es sei zwar allein Sache der

Mitgliedsstaaten zu entscheiden, ob eine Verlängerung der Amtszeit eines Richters

über das Regelruhestandsalter hinaus zugelassen werde. Wenn sich der Mitglieds-

staat aber für eine entsprechende Regelung entscheide, müsse gewährleistet sein,

dass die Voraussetzungen für eine Verlängerung und deren Modalitäten nicht so be-

schaffen seien, dass sie den Grundsatz der richterlichen Unabhängigkeit beeinträchti-

gen.
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Auch sei zwar nicht grundsätzlich zu beanstanden, dass die Entscheidung, ob eine

Verlängerung der Amtszeit gewährt werde dem Justizminister obliege. Es müsse aber

gewährleistet sein, dass die materiellen Voraussetzungen und die Verfahrensmodali'

täten für den Erlass solcher Entscheidungen so beschaffen seien, dass sie bei den

Rechtsunterworfenen keine berechtigten Zweifel an der Unempfänglichkeit der be-

troffenen Richter für äußere Faktoren und an ihrer Neutralität in Bezug auf die wider-

streitenden lnteressen aufkommen ließen. Die betreffenden Modalitäten müssten ins-

besondere ermöglichen, nicht nur jede Form der unmittelbaren Einflussnahme in Form

von Weisungen auszuschließen, sondern auch die Formen der mittelbaren Einfluss-

nahme, die zur Steuerung der Entscheidungen der betreffenden Richter geeignet sein

könnten.

Diesen Anforderungen würden die beanstandeten Regelungen nicht gerecht. Die Kri-

terien, nach denen der Justizminister eine Verlängerung der Amtszeit genehmigen

könne, seien zu unbestimmt und nicht nachprüfbar; zudem müsse die Entscheidung

des Justizministers nicht begründet werden. Zudem setze Art. 69 $ 1 des Gesetzes

über die ordentliche Gerichtsbarkeit dem Justizminister keine Frist, binnen dieser über

den Verlängerungsantrag eines Richters zu entscheiden habe.

c) Urteil vom 19.11.2019 - C 585/18 und C 685/18 -
lm Urteil vom 1 g.11.2019 - C 585/18 und C 685/18 - hat der Europäische Gerichtshof

entschieden, dass Art.47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und

Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78lEG des Rates vom 27.11.2000 dahin auszulegen

seien, dass sie Regelungen entgegenstehen würden, nach denen Rechtsstreitigkeiten

über die Anwendung des Unionsrechts in die ausschließliche Zuständigkeit einer Ein-

richtung fallen könnten, die kein unabhängiges und unparteiisches Gericht im Sinne

von Art. 47 der Charta sei. Das sei der Fall, wenn die objektiven Bedingungen, unter

denen die Einrichtung geschaffen wurde, ihre Merkmale sowie die Art und Weise der

Ernennung ihrer Mitglieder geeignet sei, bei den Rechtsuntenarorfenen berechtigte

Zweifel an der Unempfänglichkeit dieser Einrichtung für äußere Faktoren, insbeson-

dere für unmittelbare oder mittelbare Einflussnahmen durch die Legislative und die

Exekutive, und an ihrer Neutralität in Bezug auf die widerstreitenden lnteressen auf-

kommen zu lassen, und daher dazu führen können, dass diese Einrichtung nicht den

Eindruck vermittele, unabhängig und unparteiisch zu sein, wodurch das Vertrauen be-

einträchtigt werden könne, das die Justiz in einer demokratischen Gesellschaft bei den

Rechtsunterworfenen schaffen muss.
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Jedoch sei es Sache des vorlegendert Gerichts, unter Berücksichtigung aller ihm zur

Verfügung stehenden erheblichen Erkenntnisse zu ermitteln, ob dies bei einer Einrich-

tung wie der Disziplinarkammer des Sqd Najwy2szy (Oberstes Gericht) der Fall sei.

Am 05.12.2019 hat daraufhin der Oberste Polnische Gerichtshof festgestellt, dass die

Disziplinarkammer nicht die Anforderungen des EU-Rechts an die richterliche Unab-

hängigkeit erfüllt und daher kein unabhängiges Gericht im Sinne des EU-Rechts und

des nationalen Rechts darstellt.

Hierauf hat das polnische Parlament am 20.12.2019 einen Gesetzentwurf zur Ande-

rung des Gesetzes über die Verfassung ordentlicher Gerichte vom 27.07.2001, des

Gesetzes über das oberste Gericht sowie mancher anderer Gesetze angenommen,

welcher eine wesentliche Verschärfung des Disziplinarregimes gegen Richter, Staats-

anwälte und Rechtsanwälte vorsieht, den Einfluss der Regierungspartei bei der Wahl

des ersten Präsidenten des obersten Gerichts erhöht und die Anwendung des EUGH-

Urteils vom 1 g.11.2019 unter Strafe stellt. Auch verbietet das Gesetz es Richtern, den

Status von der Regierung seither ernannter Richter in Frage zu stellen. SchJießlich hat

die polnische Regierung beim polnischen Verfassungsgericht Klage gegen das Urteil

des Obersten Polnischen Gerichtshofs vom 05.12.2019 eingereicht (vgl. im Überblick

OLG Karlsruhe, Beschluss vom 17 .02. 2020 - Ausl 301 AR 1 56/19).

d)

Das Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 15.07.2021 - C-791119 - betraf ein

weiteres, von der Europäischen Kommission angestrengtes, Vertragsverletzungsver-

fahren.

aa)

Die Europäische Kommission hatte mit ihrer Klage beantragt festzustellen, dass die

Republik Polen dadurch,

a dass sie zulässt, dass der Inhalt von Gerichfsenfscheidungen als von Rich.

te rn de r ordentlichen G e richtsbarkeit beg ange nes Diszipl in a rue rgehen ge-

wertet werden kann (Art. 107 $ 1 der tJstawa - Prawo o ustroiu sqdöw

powszechnych [Gesetz über den Aufbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit]

vom 27. Juli 2001 [Dz. U. Nr.98, Pos. 1070] in der Fassung, die sich aus

den im Dziennik Ustaw Rzeczypospolitej Polskieivon 2019 [Pos. 52, 55, 60,

125, 1469 und 14951 veröffenttichten nachfotgenden Änderungen ergibt [im

Folgenden: Gesetz über die ordentliche Gerichtsbarkeitl, sowie Art. 97 SS 1
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und 3 der Ustawa o Sqdzie Najwy2szym [Gesetz über das Obersfe Gericht]

vom 8. Dezember 2017 [Dz. lJ. 2018, Pos.5] in der im Dziennik lJstaw

Rzeczypospolitej Polskiej von 2019 [Pos. 825] veröffentlichten konsolidier-

ten Fassung [im Fotgenden'neues Gesetz über das Oberste Gericht]),

dass sie die Unabhängigkeit und die Unparteilichkeit der lzba Dyscyplinarna

(Disziptinarkammer) des Sqd Najwy2szy (Obersfes Gericht, Poten) (im Fol-

genden: Disziplinarkammer), die für die Kontrolle der in Disziplinarverfahren

gegen Richter ergangenen Entscheidungen zuständig ist, nicht gewährleis-

tet (Art.3 Nr, 5, Art. 27 und Art. 73 $ 7 des neuen Gesefzes über das

Obersfe Gericht in Verbindung mit Art. 9a der Ustawa o Krajowej Radzie

Sqdownictwa [Gesetz über den Landesjustizrat] vom 12. Mai 2011

[Dz. U. Nr. 126, Pos.714] in der durch die Ustawa o zmianie ustawy o

Krajowej Radzie Sqdownictwa oraz niektörych innych ustaw [Gesetz zur

Änderung des Gesetzes über den Landesjustizrat und einiger anderer Ge-

setzel vom L Dezember 2017 [Dz. U.2018, Pos. 3/ geänderten Fassung

[im Folgenden : KRS-Gesetz]),

, dass sie dem Präsidenten der Disziplinarkammer das Recht einräumt, in

Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit betreffenden Sachen das zustän-

dige Disziplinargericht erster lnstanz nach seinem Ermessen zu bestimmen

(Art. 170 S 3 und Art. 114 S 7 des Gesefzes über die ordentliche Gerichts-

barkeit), und somit nicht gewährleisfe[ dass Disziplinarsachen von einem

,durch Gesetz errichteten" Gericht entschieden werden, und

a dass sie dem Justizminister die Zuständigkeit zur Ernennung ernes Diszip-

linarbeauftragten des Justizministers überträgt (Art. 112b des Gesefzes

über die ordentliche Gerichtsbarkeit) und damit nicht gewährleisfef, dass

Disziplinaruerfahren gegen Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit inner-

halb einer angemessenen Frist entschieden werden, sowie vorsieht, dass

die Handlungen, die mit der Ernennung ernes Vefteidigers sowie der Ver-

teidigung durch diesen zusammenhängen, den Lauf des Disziplinaruerfah-

rens nicht hemmen (Art. 1 13a dieses Gesefze s) und das Disziplinargericht

das Verfahren trotz der entschutdigten Abwesenheit des benachrichtigten

beschutdigten Richters oder seines Verteidigers durchführt (Art. 115a $ 3

des Gesetzes) und somit die Achtung der Verteidigungsrechte der beschul-

d igte n Richte r der ordentlich e n G e richtsbarkeit nicht gewä h rle istet,
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gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 19 Abb. 1 Unterabs. 2 EUV verstoßen hat

und dadurch, dass sre zuläss4 dass das Recht der Gerichte, sich mit Vorabent-

scheidungsersuchen an den Gerichtshof zu wenden, durch die Möglichkeit der

Einleitung eines Disziplinaruerfahrens erngeschränkt wird, gegen ihre Ver-

pflichtungen aus Art. 267 Abs. 2 und 3 AEUV verstoßen hat."

Die Kammer weist, unter Bezugnahme auf die Angaben auf den Seiten 3 bis 11 des

Urteils vom 15.07.2021 - C-791119 - darauf hin, dass es sich bei den von der Kom-

mission beanstandeten Vorschriften sämtlich um Vorschriften handelt, die im Zeitpunkt

des Urteils des Amtsgerichts Szczecin-Prawobzeze gegen M.D. vom 07.08.2018 (Ak-

tenzeichen Vll K 610116, PR 2 Ds 1938.2016) und im Zeitpunkt des Beschlusses des

Amtsgerichts Szczecin-Prawobzeze vom 1 6.07 .2019 (Aktenzeichen Vll Ko 355/19) in

Kraft waren.

bb)

Der Europäische Gerichtshof hat am 15.07.2021 folgendes Urteil gefällt:

Die Republik Polen hat dadurch,

dass sie die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der lzba Dyscyplinarna

(Disziplinarkammer) des Sqd Najwy2szy (Obersfes Gericht, Polen), die für

die Kontrolle der in Disziplinaruerfahren gegen Richter ergangenen Ent-

scheidungen zuständig ist, nicht gewährleistet (Art.3 Nr. 5, ArL 27 und

Art.73 $ 1 der Ustawa o Sqdzie Najwy2szym [Gesetz über das Oberste

Geiichtl vom B. Dezember 2017 in konsolidierter Fassung, die im Dziennik

lJstaw Rzeczypospolite.j Potskiej von 2019 (Pos. 825) veröffentlicht ist, in

Verbindung mit Art. 9a der Ustawa o KrajoweiRadzie Sqdownictwa [Gesetz

über den Landesjustizratl vom 12. Mai 2ü 1 in der durch die Ustawa o zmi-

anie ustawy o Krajowej Radzie Sqdownictwa oraz niektörych innych ustaw

[Gesetz zur Änderung des Gesefzes über den Landesjustizrat und einiger

anderer Gesetzel vom B. Dezember 2017 geänderten Fassung),

dass sie zulässt, dass der Inhalt von Gerichtsentscheidungen als von Rich-

te rn de r' ordentliche n G erichtsbarkeit beg angen es Diszipl in arue rg ehe n ge-

wertet werden kann (Art. 107 $ 1 der lJstawa - Prawo o ustroiu sqdöw

powszechnych [Gesetz über den Aufbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit]

vom 27. Juli 2001 in der Fassung, die sich aus den im Dziennik Ustaw

1
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Rzeczypospolitej Polskiej von 2019 [Pos.52,55,60, 125, 1469 und 1495]

veröffenttichten nachfotgenden Änderungen ergibt, sowie Art. 97 $$ 7 und 3

des Gesetzes über das Oberste Gericht in konsotidierter Fassung, die im

Dziennik Ustaw Rzeczypospolitej Polskiejvon 2019 [Pos. 825] veröffentlicht

ist),

dass sie dem Präsidenten der lzba Dyscyplinarna (Disziplinarkammer) des

Sqd Najwy2szy (Oberstes Gericht) das Recht einräumt, in Richter der or-

deinttichen Gerichtsbarkeit betreffenden Sachen das zuständige Diszipti-

nargericht erster lnstanz nach seinem Ermessen zu bestimmen (Art. 110

$ 3 und Art. 1 14 S 7 des Gese tzes über die ordenttiche Gerichtsbarkeit in

der Fassung, die sich aus den im Dziennik Ustaw Rzeczypospolitej Polskiej

von 2019 [Pos.52,55,60, 125, 1469 und 1495] veröffentlichten nachfol-

genden Änderungen ergibt), und somit nicht gewährleisfef, dass Disziplinar-

sachen von einem ,durch Gesetz errichteten" Gericht entschieden werden,

und

dass sie nicht gewährleisfef, dass Disziplinarverfahren gegen Richter der

ordenttichen Gerichtsbarkeit innerhalb angemessener Frist entschieden

werden (Art. 1 12b S 5 Satz 2 des Gesefzes über die ordentliche Gerichts-

barkeit), sowie vorsieht, dass die Handlungen, die mit der Ernennung eines

Verteidigers sorryie der Verteidigung durch diesen zusammenhängen, den

Lauf des Disziplinaruerfahrens nicht hemmen (Art. 113a dieses Gesefzes,)

und das Disziplinargericht das Verfahren trotz der entschuldigten Abwesen-

heit des benachrichtigten beschutdigten Richters oder sernes Verteidigers

durchführt (Art. 175a $ 3 des Gesetzes), und somit die Achtung der Vertei-

digungsrechte der beschuldigten Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit

nicht gewährleistet,

gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV verstoßen.

2

Die Republik Polen hat dadurch, dass sr'e zuläss| dass das Recht der Ge-

richte, sich mit Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof der Euro-

päischen Union zu wenden, durch die Möglichkeit der Einleitung eines Dis-

ziplinaruerfahrens eingeschränkt wird, gegen ihre Verpflichtungen aus

Art. 267 Abs. 2 und 3 AEIJV verstoßen."

cc)
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Zur Begründung hat der Europäische Gerichtshof darauf hingewiesen, dass die Ach-

tung der in Art. 2 EUV verankerten Werte durch einen,Mitgliedstaat eine Vorausset-

zung für den Genuss aller Rechte sei, die sich aus der Anwendung der Verträge auf

diesen Mitgliedstaat ergeben. Ein Mitgliedstaat dürfe daher seine Rechtsvorschriften

nicht dergestalt ändern, dass der Schutz des Wertes der Rechtsstaatlichkeit vermin-

dert werde, eines Wertes, der namentlich durch Art. 19 EUV konkretisiert werde. Die

Mitgliedstaaten müssten somit dafür Sorge tragen, dass sie jeden nach Maßgabe die-

ses Wertes eintretenden Rückschritt in ihren Rechtsvorschriften über die Organisation

der Justiz vermeiden, indem sie davon absehen, Regeln zu erlassen, die die richterli-

che Unabhängigkeit untergraben würden.

Weiter stützt sich der Europäische Gerichtshof auf die Enruägung, dass nach seiner

ständigen Rechtsprechung die nach dem Unionsrecht erforderliche Gewähr für Unab-

hängigkeit und Unparteilichkeit der Gerichte voraussetze, dass es Regeln insbeson-

dere für die Zusammensetzung der Einrichtung, die Ernennung, die Amtsdauer und

die Gründe für Enthaltung, Ablehnung und Abberufung ihrer Mitglieder gebe, die es

ermöglichen, bei den Rechtsuntenvorfenen jeden berechtigten Zweifel an der Unemp-

fänglichkeit dieser Einrichtung für äußere Faktoren und an ihrer Neutralität in Bezug

auf die widerstreitenden lnteressen auszuräumen. lnsoweit seien die betreffenden

Richter vor lnterventionen oder Druck von außen, die ihre Unabhängigkeit gefährden

könnten, zu schützen. Die für den Status der Richter und die Ausübung ihres Richter-

amts geltenden Vorschriften müssten es insbesondere ermöglichen, nicht nur jede

Form der unmittelbaren Einflussnahme in Form von Weisungen, sondern auch die For-

men der mittelbaren Einflussnahme, die zur Steuerung der Entscheidungen der betref-

fenden Richter geeignet sein könnten, auszuschließen, und damit auszuschließen,

dass diese Richter den Eindruck vermitteln, nicht unabhängig und unparteiisch zu sein,

wodurch das Vertrauen beeinträchtigt werden könnte, das die Justiz in einer demokra-

tischen Gesellschaft und in einem Rechtsstaat bei den Rechtsunterworfenen schaffen

müsse.

Was die Vorschriften der Disziplinarordnung für Richter betreffe, so verlange die An-

forderung der Unabhängigkeit, die sich aus dem Unionsrecht und insbesondere aus

Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV ergebe, nach ständiger Rechtsprechung, dass die Dis-

ziplinarordnung die erforderlichen Garantien aufineise, damit jegliche Gefahr verhin-

dert werde, dass sie als System zur politischen Kontrolle des lnhaltS justizielter Ent-

scheidungen eingesetzt werde. lnsoweit würden Regeln, die insbesondere festlegen,

welche Verhaltensweisen Disziplinarvergehen begründen und welche Sanktionen kon-

kret anwendbar seien, die die Einschaltung einer unabhängigen lnstanz gemäß einem
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Verfahren vorsehen würden, das die in den Art.47 und 48 der Charta niedergelegten

Rechte, namentlich die Verteidigungsrechte, in vollem Umfang sichergestellt würden,

und die die Möglichkeit festschreiben würden, die Entscheidungen der Disziplinaror-

gane vor Gericht anzufechten, eine Reihe von Garantien bilden, die wesentlich seien,

um die Unabhängigkeit der Justiz zu wahren.

Die bloße Aussicht eines Richters Gefahr zu laufen, in einem Disziplinarverfahren be-

langt zu werden, das zur Anrufung einer Einrichtung führen können, deren Unabhän-

gigkeit nicht gewährleistet sei, gefährde die Unabhängigkeit des Richters selbst.

ln Bezug auf die Sanktionierung gerichtlicher Entscheidungen als von Richtern der

ordentlichen Gerichtsbarkeit begangenes Disziplinarvergehen hat der Europäische

Gerichtshof ausgeführt, dass die Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit nicht dazu

führe, dass völlig ausgeschlossen sei, dass die disziplinarrechtliche Verantwortlichkeit

eines Richters in bestimmten, ganz außergewöhnlichen Fällen durch von ihm erlas-

sene Gerichtsentscheidungen ausgelöst werden könne. Die Anforderung der Unab-

hängigkeit sei nämlich ganz sicher nicht dazu gedacht, etwaige schwerwiegende und

völlig unentschuldbare Verhaltensweisen von Richtern zu billigen wie z. B. die vorsätz-

liche und böswillige oder besonders grob fahrlässige Missachtung von Vorschriften

des nationalen Rechts und des Unionsrechts, deren Einhqltung sie gewährleisten sol-

len, Willkür oder Rechtsverweigerung, wenn sie als diejenigen, die mit der Aufgabe

des Richtens betraut sind, über Streitigkeiten zu entscheiden haben, die ihnen von

Rechtssuchenden vorgelegt würden.

Um zu vermeiden, dass die Disziplinarordnung entgegen ihrem legitimen Zweck zur

politischen Kontrolle von Gerichtsentscheidungen oder zur Ausübung von Druck auf

Richter eingesetzt werden würde, müsse die Auslösung der disziplinarrechtlichen Ver-

antwortlichkeit eines Richters wegen einer Gerichtsentscheidung aber auf ganz außer-

gewöhnliche Fälle beschränkt bleiben und dabei durch objektive und überprüfbare Kri-

terien, die sich aus Erfordernissen einer geordneten Rechtspflege ergeben, sowie

durch Garantien beschränkt sein, die darauf abzielen würden, jegliche Gefahr eines.

Drucks von außen bezüglich des lnhalts von Gerichtsentscheidungen zu vermeiden

und damit bei den Rechtsuntennrorfenen jeden berechtigten Zweifel an der Unemp-

fänglichkeit der betreffenden Richter und an ihrer Neutralität in Bezug auf die wider-

streitenden lnteressen auszuräumen.

Dieser Maßgabe würden Art. 107 S 1 des Gesetzes über die ordentliche Gerichtsbar-

keit und Art. 97 $$ 1 und 3 des neuen Gesetzes über das Oberste Gericht schon auf-
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grund ihres Wortlauts nicht genügen. Anhand der in diesen Bestimmungen venvende-

ten Wendungen ,,offensichtliche und grobe Missachtung von Rechtsvorschriften" und

,,Fehlerfeststellung" über eine,,offensichtliche Missachtung von Vorschriften" lasse sich

nämlich nicht ausschließen, dass die Richter allein aufgrund des angeblich ,,fehlerhaf-

ten" lnhalts ihrer Entscheidungen zur Verantwortung gezogen werden könnten und

nicht sichergestellt sei, dass diese Verantwortlichkeit stets streng auf ganz außerge-

wöhnliche Fälle beschränkt bleibe.

Der Europäische Gerichtshof hat weiter ausgeführt, dass die Definitionen des Diszip-

linarvergehens in Art. 107 S 1 des Gesetzes über die ordentliche Gerichtsbarkeit und

in Art. 97 SS 1 und 3 des neuen Gesetzes über das Oberste Gericht die Gefahr be-

gründen würden, dass die in Rede stehende Disziplinarordnung dafür eingesetzt

würde, auf die Richter der polnischen ordentlichen Gerichtsbarkeit Druck und eine ab-

schreckende Wirkung auszuüben, die den lnhalt der von ihnen zu erlassenden Ge-

richtsentscheidungen beeinflussen könnten. Eine solche Gefahr betreffe auch die Ent-

scheidungen, mit denen sich ein nationales Gericht dazu entschließe, die ihm durch

Arl.267 AEUV gewährte Befugnis, ein Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichts-

hof zu richten, wahrzunehmen, oder gegebenenfalls seiner Vorlagepflicht aus dieser

Bestimmung nachzukommen.

Die polnische Regierung habe durch die entsprechenden Regelungen daher auch ge-

gen ihre Verpflichtungen aus Art. 267 Abs. 2 und 3 AEUV verstoßen.

e) Verfahren C-204121

aa)

Die Europäische Kommission hat mit dem Verfahren C-2O4l21ein weiteres Vertrags-

verletzungsverfahren gegen die Republik Polen vor dem Europäischen Gerichtshof

angestrengt. Sie hat beim Europäischen Gerichtshof beantragt festzustellen, dass

die Republik Polen dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 19 Abs. 1 Un-

terabs. 2 EUV in Verbindung mit Art. 47 der Charta der Grundrechte der Euro-

päischen lJnion im Licht der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs

für Menschenltrechte zu Art. 6 Abs. 1 EMRK sowie aus Art. 267 AEIJV und gegen

den Grundsatz des Vorrangs des Unionsrechfs verstoßen hat, dass sie Art. 42a

$ S 7 und 2 sowie Art. 55 $ 4 des Gesefzes über den Aufbau der ordentlichen

Gerichtsbarkeit (Ustawa prawo o ustroiu sqdöw powszechnych, im Folgenden:

Gerichtsvedassungsgesetz), Art. 26 $ 3 und Art. 29 S $ 2 und 3 des Gesefzes

a
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über das Oberste Gericht (Ustawa o Sqdzie Najwy2szym), Art. 5 $ $ ta und 1b

des Gesefzes über die Verwaltungsgerichte (Ustawa o sqdach admi-

nistracyjnych) in der Fassung des Gesetzes vom 20. Dezember 2019 zur Än-

derung des Gesetzes über den Aufbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit, des

Gesefzes über das Oberste Gericht und einiger anderer Gesetze (Ustawa z

dnia 20 grudnia 2019 r. o zmianie ustawy - Prawo, o ustroju sqdöw

powszechnych, ustawy o Sqdzie Najwy2szym oraz niektöryeh innych ustaw, im

Fotgenden: Änderungsgesetz) sowie Art. B des Änderungsgesefzes erlassen

und beibehalten hat, wonach allen nationalen Gerichten die Prüfung, ob die uni:

onsrechtlichen Erfordernr.sse ernes unabhängigen, unparteiischen und zuvor

durch Gesetz errichteten Gerichts erfüllt sind, untersagf rsf;

die Republik Polen dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 19 Abs. 1 Un-

terabs. 2 EIJV in Verbindung mit Art. 47 der Charta der Grundrechte der Euro-

päischen Union sowie aus Art. 267 AEUV und gegen den Grundsatz des Vor-

rangs des Unionsrechfs verstoßen haf, dass sie Art.26 $ S 2 und 4-6 sowie Art.

S2 $ S 2-5 des Gesefzes über das Oberste Gericht in der Fassung des Ände-

rungsgese tzes sowie Art. 10 des Änderungsgesetzes erlassen und beibehalten

hat, wonach für die Prüfung von Rügen und Rechtsfragen betreffend die Unab-

hängigkeit ernes Gerichts oder eines Richfers ausschließlich die Kammer für

außerordentliche Überprüfungen und öffentliche Angelegenheiten (lzba Kontroli

Nadzwyczajnej i Spraw Publicznych) des Obersten Gerichts zuständig ist;

die Republik Polen dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 19 Abs. 1 Un-

terabs. 2 EUV in Verbindung mit Art. 47 der Charta der Grundrechte der Euro-

päischen Union sowie aus Art. 267 AEUV verstoßen haf, dass sie Art. 107 S 1

Nrn. 2 und 3 des Gerichfsvedassungsgosotzes und Art. 72 $ 7 Nrn. 7-3 des

Gesefzes über das Oberste Gericht in der Fassung des Änderungsgesetzes

erlassen und beibehalten hat, wonach die Prüfung, ob das unionsrechtliche Er-

fordernis ernes unabhängigen, unparteiischen und zuvor durch Gesetz errichte-

ten Gerichts erfültt rs| a/s Disziptinarvergehen gewertet werden kann;

die Republik Polen dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 19 Abs. 1 Un-

terabs. 2 EUV verstoßen haf, dass sie die Disziptinarkammer (zba Dyscypti-

narna) des Obersten Gerichts, deren Unabhängigkeit und Unparteilichkeit nicht

gewährleistet sind, ermächtigt hat, in Sachen zu entscheiden, die sich unmittel-

bar auf die Stellung und die Amtsausübung von Richtern und Assessoren aus-

wirken (etwa betreffend die Erlaubnis, Richter und Assessoren strafrechtlich zur

o
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Verantwortung zu ziehen oder sie zu verhaften, arbeits- und sozialversiche-

rungsrechtliche Sachen betreffend die Richterdes Obersten Gerichts sowte Sa-

chen betreffend die Versetzung eines Richters des Obersten Gerichts in den

Ruhestand);

die Republik Polen dadurch das Recht auf Achtung des Privatlebens und das

Recht auf Schutz personenbezogener Daten, wie sie in Art. 7 und Art. B Abs. 1

der Chafta der Grundrechte der Europäischen lJnion sowie in Art. 6 Abs. 1

Buchst. c und e, Art. 6 Abs. 3 und Art. I Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679

( 1 ) des Europäischen Parlaments und des Rafes zum Schutz natürlicher Per-

sonen beider Verarbeitung personenbezogener Daten [und] zum freien Daten-

verkehr niedergetegt sind, verletzt haf, dass sie Art. BBa des Gerichtsverfas-

sungsgesetzes, Art. 45 $ 3 des Gesefzes über das Oberste Gericht und Art. B

$ 2 des Gesefzes über die Vervvaltungsgerichte in der Fassung des Änderungs-

gesefzes erlassen und beibehalten hat;"

bb)

Die Vizepräsidentin hat des Europäischen Gerichtshofs hat der Republik Polen mit

Beschluss vom 14.07.2021aufgegeben, bis zur Verkündung des Urteils

zum einen die Anwendung von Art. 27 S 1 Nr. 1a der Ustawa o Sqdzie NajwyZszym

(Gesetz über das Oberste Gericht) vom B. Dezember 2017 in der Fassung der

tJstawa o zmianie ustawy - Prawo o ustroju sqdöw powszechnych, ustawy o

Sqdzie Najvvy2szym oraz niektörych innych ustaw (Gesetz zur Änderung des Ge-

sefzes über den Aufbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit, des Gesetzes über das

Oberste Gericht und einiger anderer Gesetze) vom 20. Dezember 2019 und ande-

rer Bestimmungen auszusetzen, wonach die lzba Dyscyplinarna (Disziplinarkam:

mer) des Sqd Najwy2szy (Oberstes Gericht, Polen) dafür zuständig ist, sowohl in

erster lnstanz als auch in zweiter lnstanz über Anträge auf Zustimmung zur Einlei-

tung eines Strafuerfahrens gegen Richter oder Assessoren sowie zur lJntersu-

chungshaft, ztr Festnahme oder zur zwangsweisen Vorführung von Richtern oder

Assessore n zu entscheiden, und zum anderen die Wirkungen der von der Diszipli-

narkammer auf der Grundlage dieses Artikels bereits erlassene n Entscheidungen

über die Zustimmung zur Einleitung eines Strafuerfahrens gegen einen Richter o-

der zu seiner Festnahme auszusetzen und es zu unterlassen, die in diesem Artikel

genannten Sachen an ein Gericht zu verweisen, das den insbesondere im Urteil

vom 19. Novemtber 2019, A. K. u. a. (lJnabhängigkeit der Disziplinarkammer des

a
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a

a

Obersten Gerichts) (C-585/18, C-624/18 und C-625/18, EU:C:2019:982), fesfge-

legten Anforderungen an die Unabhängigkeit nicht genügt,

die Anwendung von Art.27 S 1 Nrn.2 und 3 des Gesetzes über das Obersfe Ge-

richt in der geänderten Fassung, wonach die lzba Dyscyplinarna (Disziplinarkam-

mer) des Sqd NajwyZszy (Oberstes Gericht) für die Entscheidung in Sachen betref-

fend den Sfafus und die Amtsausübung von Richtern des Sqd Najwy2szy (Oberstes

Gericht), rnsbesondere in arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen Sachen be-

treffend diese Richter sowie in Sachen betreffend die Versetzung ernes solchen

Richters in den Ruhestand, zuständig ist, auszusetzen und es zu unterlassen,

diese Sachen an ein Gericht zu venueisen, das den insbesondere im Urteil vom

19. November 2019, A. K. u. a. (Unabhängigkeit der Disziplinarkammerdes Obers-

ten Gerichts) (C-585/18, C-624/18 und C-625/18, EU:C:2019:982), festgelegten

Anforderungen an die Unabhängigkeit nicht genügt,

die Anwendung von Art. 107 S 1 Nrn. 2 und 3 der Ustawa - Prawo o ustroju sqdöw

powszechnych (Gesetz über den Aufbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit) vom

27. Juli 2001 in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den

Aufbau der ordenttichen Gerichtsbarkeit, des Gesefzes über das Oberste Gericht

und einiger anderer Gesetze sowie von Art. 72 S 1 Nrn. 1 brs 3 des Gesetzes über

das Oberste Gerichtin der geänderten Fassung auszusetzen, wonach Richter we-

gen der Prüfung der Beachtung der Anforderungen in Bezug auf die lJnabhäntgig-

keit und lJnparteilichkeit ernes zuvor durch Gesetz errichteten Gerichts im Sinne

von Art. 19 Abs. 1 EUV in Verbindung mit Art. 47 der Charta der Grundrechte der

Europäischen Union disziplinarisch belangt werden können,

die Anwendung von Art. a2a $$ 1 und 2 sowie von Art.55 S 4 des Gesetzes über

den Aufbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit in der geänderten Fassung, von

Art. 26 $ 3 sowie von Art. 29 S$ 2 und 3 des Gesefzes über das Oberste Gericht in

der geändertTn Fassung, von Art.5$$ 7a und 1b der Ustawa- Prawo oustroju

sqdöw administracyjnych (Gesetz über den Aufbau der Venualtungsgerichtsbar-

keit) vom 25. Juli 2002 in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Gesefzes

über den Aufbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit, des Gesefzes über das Oberste

Gericht und einiger anderer Gesetze und von Art. B des Gesetzes zur Änderung

des Gesetzes über den Aufbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit, des Gesefzes

über das Oberste Gericht und einiger anderer Gesetze auszusetzen, soweit sie es

den nationalen Gerichten verbieten, die Beachtung der Anforderungen der Euro-

päischen Union in Bezug auf ein unabhängiges, unparteiisches und zuvor durch

a



o

o

32

Gesefz errichtetes Gericht im Sinne von Art. 19 Abs. 1 EUV in Verbindung mit

Art. 47 der Charta der Grundrechte zu überprüfen,

die Anwendung von Art. 26 $$ 2 und 4 bis 6 sowie von Art. B2 $$ 2 bis 5 des Ge-

sefzes über das Oberste Gericht in der geänderten Fassung und von Art. 10 des

Gesefzes zur Änderung des Gesefzes über den Aufbau der ordentlichen Gerichts-

barkeit, des Gesetzes über das Oberste Gericht und einiger anderer Gesefze aus-

zusetzen, mit denen die ausschließtiche Zuständigkeit der tzba Kontroli

Nadzwyczajnej i Spraw Pubticznych (Kammer für außerordentliche Überprüfung

und öffentliche Angelegenheiten) des Sqd Najwy2szy (Obersfes Gericht) für die

Prüfung von Rügen der fehlenden Unabhängigkeit etnes Richters oder eines Ge-

richts festgelegt Wird, und

der Europäischen Kommission späfesfens einen Monat nach der Zustellung des

Besch/uss es vom 14. Juli 2021 alle Maßnahmen mitzuteiten, die getroffen wurden,

um diesem Besch/uss in vollem Umfang nachzukommen."

cc)

Da die Republik Polen der Anordnung vom 14.07.2021 nicht im ausreichenden Maße

nachgekommen ist, verhängte der Vizepräsident des Europäischen Gerichtshofs mit

Beschluss vom 27.10.2021 ein Zwangsgeld in Höhe von 1.000.000 Euro pro Tag bis

zu dem Tag, an dem die Republik Polen ihren Verpflichtungen aus dem Beschluss der

Vizepräsidentin des Gerichtshofs vom 14.07.2021 nachkommt oder andernfalls, bis

das Verfahren durch ein Urteil beendet wird.

f) Urteil vom 02.03.2021 - C-824118 - und Folgeentscheidung des polnischen

Verfassungsgerichts vom 07 .1 0.2021

Das polnische Verfassungsgericht hat mit Urteil vom 07.10.2021 entschieden, dass

Teile des EU-Rechts nicht mit der polnischen Verfassung vereinbar seien. DerVersuch

des Europäischen Gerichtshofs, sich in das polnische Justizwesen einzumischen, ver-

stoße gegen die Regel des Vorrangs der Verfassung und gegen die Regel, dass die

Souveränität im Prozess der europäischen lntegratign bewahrt bleibe

(https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/polens-verfassungsgericht-gibt-natio-

n al em-recht-vorra n g -vor'eu-recht; a bge rufe n am 1 8.1 1 .2021 ).
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Gegenstand der Entscheidung des polnischen Verfassungsgerichts war das Urteildes

Europäischen Gerichtshofs vom 02.03 .2021 -Q-824118 - betreffend des Auswahlver-

fahrens zur Besetzung des Obersten Gerichts.

lm Augusl 2018 hatte der polnische Landesjustizrat (Krajowa Rada Sqdownictwa -
KRS) entschieden, dem Präsidenten der Republik Polen für fünf Personen keine Vor-

schläge zur Ernennung auf Richterstellen des Obersten Gerichts zu unterbreiten.

Diese erhoben dagegen Beschwerde zum Naczelny Sqd Administracyjny (Oberstes

Venvaltungsgericht).

Nach Art. 44 Abs. 4 des Gesetzes über den KRS galt seit Juli 2018 unter anderem,

dass im Fall der Aufhebung des Teils einer Entschließung der KRS, der sich auf die

Nichtvorlage eines Vorschlags für die Ernennung eines Kandidaten zum Richter am

Sqd Najwy2szy (Oberstes Gericht) bezieht, die eventuelle Zulassung der Bewerbung

des Kandidaten um eine solche Richterstelle nur dann möglich ist, wenn zum Zeitpunkt

der Aufhebung noch ein Verfahren vor der KRS anhängig ist. Andernfalls galt diese

Zulassung nur für die nächsten freien Richterstellen bei diesem Gericht,

Mit dem Gesetz zur Anderung des Gesetzes über den Landesjustizral und des Geset-

zes über die Organisation der Verwaltungsgerichte) vom 26.04.2019 wurden die be-

stehenden Regelungen dahingehend verschärft, dass lndividualbeschwerden gegen

Vorschlagsentscheidungen des KRS nicht mehr möglich sind und noch anhängige Be-

schwerden von Rechts wegen für erledigt erklärt wurden (vgl. im Überblick Streinz,

JuS 2021, 566).

Der Europäische Gerichtshof hat in seinem Urteil vom 02.03.2021 ausgeführt, dass

insbesondere die Gesetzesänderung vom 26.04 .2019 nahelegen könne, dass die pol-

nische Legislative im spezifischen Bestreben gehandelt habe, jede Möglichkeit einer

gerichtlichen Kontrolle der Ernennungen, die auf der Grundlage der Entschließungen

der KRS vorgenommen wurden, zu verhindern, wie im Übrigen auch aller anderen

Ernennungen am Sqd Najwy2szy (Oberstes Gericht) seit der Einrichtung der KRS in

ihrer neuen Zusammensetzung. Es sei Sache des vorlegenden obersten Verwaltungs-

gerichts zu beurteilten, ob durch diese Regelungen die richterliche Unabhängigkeit be-

einträchtigt sei.

g) Urteil vom 1 6.11.2021, - C-748119 bis C'754119 '

Mit Urteil vom 1 6.11 .2021 - C-748119 bis C-754119 - hat der Europäische Gerichtshof

entschieden, dass Art.77 $ 1 des polnischen Gesetzes über die Organisation der or-

dentlichen Gerichtsbarkeit, wonach der Justizminister einen Richter nach Kriterien, die
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nicht bekannt gegeben werden, auf bestimmte oder unbestimmte Dauer an ein Straf-

gericht höherer Ordnung abordnen und die Abordnung unabhängig davon, ob sie auf

bestimmte oder unbestimmte Dauer erfolgt ist, jederzeit ohne Angabe von Gründen

beenden kann, unvereinbar ist mit Ar:t. 19 Abs. 1 Unterabs.2 EUV in Verbindung mit

Art.2 EUV und Art. 6 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 20161343.

Der Gerichtshof hat in seiner Entscheidung ausgeführt, dass die Mitgliedstaaten zwar

ein System anwenden könnten, nach dem Richter im dienstlichen lnteresse vorüber-

gehend an ein anderes Gericht abgeordnet werden könnten. Die erforderliche Unab-

hängigkeit der Gerichte erfordere es jedoch, dass die Regelung betreffend die Ab-ord-

nung der Richter die erforderlichen Garantien der Unabhängigkeit und der Unpartei-

lichkeit biete, um auszuschließen, dass eine solche Regelung als lnstrument zur poli-

tischen Kontrolle des lnhalts justizieller Entscheidungen eingesetzt werde.

Zur Vermeidung von Willkür und Manipulationen müssten die Entscheidung über die

Abordnung eines Richters und die Entscheidung, mit der die Abordnung beendet

werde, daher anhand von im Vorhinein bekannten KriterieÄ getroffen werden und ord-

nungsgemäß begründet werden..

Der Justizminister könne somit auf Strafverfahren an den Gerichten höherer Ordnung

einwirken. Er könne insbesondere auf die Spruchkörper einwirken, indem er auf

Grundiage von Art. 77 S 1 des Gesetzes über die Organisation der ordentlichen Ge-

richtsbarkeit die Abordnung der in diesem Spruchkörper befindlichen abgeordneten

Richter - ohne Angabe von Gründen - beende.

Der Europäische Gerichtshof kritisierte zudem, dass der polnische Justizminister nach

Art. 1 g 2 des Gesetzes über die Staatsanwaltschaft vom 28.01 .201'6 qua Amtes zu-

gleich das Amt des Generalstaatsanwaltes innehabe, so dass ihm nach Art. 13 $ 2 des

Gesetzes die Staatsanwälte der ordentlichen Gerichte. unterstünden.

lnsgesamt würden diese Umstände den Schluss zulassen, dass der Justizminister, der

gleichzeitig Generalstaatsanwalt ist, auf der Grundlage von Kriterien, die nicht offiziell

bekannt sind, befugt ist, Richter an Gerichte höherer Ordnung abzuordnen und die

Abordnung jederzeit, ohne seine Entscheidung begründen zu müssen, zu beenden,

so dass die abgeordneten Richter während der Dauer der Abordnung nicht über die

Garantien und die Unabhängigkeit verfügen, über die ein Richter in einem Rechtsstaat

normalerweise verfügen muss. Eine solche Befugnis sei nicht mit der Verpflichtung zur

Beachtung des Erfordernisses der Unabhängigkeit vereinbar.

2. Maßnahmen der Europäischen Kommission
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Die Europäische Kommission hat dem Europäischen Rat am 20.12.2017 einen be-

gründeten Vorschlag nach Art. 7 Abs. 1 EUV zur R-echtsstaatlichkeit in der Republik

Polen zugeleitet (COM(2017) S35 final).

a)

Den lnhalt des begr'ündeten Vorschlags der Kommission hat der Europäische Ge-

richtshof in seinem Urteil vom 25.07 .2018 - C-216l18 PPU - wie folgt zusammenge-

fasst:

,,ln dem begründeten Vorschlag stellt die Kommrssion zunächst den Kontext

und die Histo,rie der gesetzgeberischen Reformen im Einzelnen dar. So-

dann spricht sie zwei Punkte an, die besonderen Bedenken begegnen,

nämlich zum einen das Fehlen einer unabhängigen und legitimen verfas-

sungs:gerichttichen Kontrolle und zum anderen die Gefährdung der tJnab-

hängigkeit der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Schließlich ersucht sie den Rat,

festzustellen, dass die eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verlet-

zung der in Art. 2 EUV genannten Werte durch die Republik Polen besteht,

und die insoweit gebotenen Empfehlungen an diesen Mitgliedstaat zu rich-

ten.

Der begründete Vorschlag greift auch die Feststellungen der Kommission

für Demokratie durch Recht des Europarats zur Situation in der Republik

Polen und zu den Auswirkungen der jüngsten gesetzgeberischen Reformen

auf das Justizsystem dr'eses Mitgliedstaats auf.

Schließlich werden in dem begründeten Vorschlag die ernsten Bedenken

festgehalten, die in dieser Hinsicht vor seiner Annahme von mehreren inter-

nationalen und europäischen örganen und Einrichtungen wie dem Men-

schenrechlsausschuss der Organisation der Vereinten Nationen, dem Eu-

ropäischen Rat, dem Europäischen Parlament und dem Europäischen Netz

der Räte für das Justizwesen sowie auf nationaler Ebene vom Sqd

Najwy2szy (Obersfes Gericht, Polen), vom Trybunal Konstytucyiny (Verfas-

sungsgerichtshof, Poten), vom Rzecznik Praw Obywatetskich (Bürgerbe-

auftragter, Polen), vom Krajowa Rada Sqdownictwa (Landesrat für däs Ge-

richtswesen, Polen) und von den Berufsverbänden'der Richter und Rechfs-

anwälte geäußert worden waren."

b)
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Die Europäische Kommission hat in ihrem begründeten auf Seite 10 unter Punkt

(56.2)) ausgeführt:

,,die Verabschiedung neuer Gesetze in Bezug auf die polnische Justiz durch

das polnische Parlament, die Anlass zu großer,Besorgnrs hindichtlich der

lJnabhängigkeit der Justiz gibt und die sysfemrsche Gefährdung der

Rechfssfa atlichkeit in Polen erheblich verschärft, nämlich:

a) Gesetz zur Änderung des Gesefzes über die ordentlichen Gerichte (,,Ge-

setz über die ordenttichen Gerichte), das am 28. Juli 2017 im potnischen

Gesetzblatt veröffentlicht wurde und am 12. August 2017 in Kraft getreten

isf;

b) Gesetz zur Änderung des Gesefzes über die Staatliche Hochschule für

Richter und Sfaafsanwälte, des Gesetzes über die ordentlichen Gerichte

und bestimmter weiterer Gesetze (,,Gesetz über die Staatliche Richterhoch-

schule"), das am 13. Juni 2017 im polnischen Gesetzblatt veröffentlicht

wurde und am 20. Juni 2017 in Kraft getreten ist;

c) Gesetz zur Änderung des Gesefzes über den Landesrat für Gerichfswe.

sen und bestimmter weiterer Gesetze (,,Gesetz über den Landesrat für Ge-

richtswesen"), das am 15. Juti 2017 vom Senat gebittigt wurde;dieses Ge-

setz wurde am 24. Juli 2017 an den Sejm zurückverwiesen und ist nicht in

Kraft getreten;

d) Gesetz über das Oberste Gericht, das am 22. Juli 2017 vom Senat gebil-

Iigt wurde; dr'eses Gesetz wurde am 24. Juli 2017 an, den Seim zurückver-

wiesen und ist nicht in Kraft getreten."

c)

Weiter hat die Kommission in ihrer dritten Empfehlung zur Rechtsstaatlichkeit vom

26.07.2017 festgestellt, dass sich seit ihren Empfehlungen vom 27.07.2016 und vom

21.12.2016 die dargestellte Situation einer systemischen Gefährdung der Rechtsstaat-

lichkeit in Polen erheblich verschlechtert habe (vgl. COM(2017) 835 final, S. 12 unter

Punkt (57). Dies gelte insbesondere für die folgenden Entwicklungen:

1) Die rechtswidrige Ernennung der Präsidentin des Verfassungsgerichtshofs,

die Zutassung der dreivom 8. Seim ohne gültige Rechtsgrundlage benann-

ten Richter, die Ernennung eines dieser Richter zum Vizepräsidenten des
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Gerichtshofs, die Tatsache, dass die drei im Oktober 2015 von der vorheri-

gen Votksvertretung rechtmäßig benannten Richter ihr Amt als Richter am

Gerichtshof nicht antreten konnten, sowie die oben beschriebenen anschlie-

ßenden Entwicktungen innerhalb des Gerichtshofs haben de facto dazu ge-

führt, dass der Gerichtshof außerha/b des normalen verfassungsmäßigen

Verfahrens für die Ernennung von Richtern völlig neu zusammengesetzt

wurde. Aus diese m Grund vertrat die Kommission die Auffassung, dass Un-

abhängigkeit und Legitimitäf des Verfassungsgerichtshofs stark beeinträch-

tigt sind und die Verfassungsmäßigkeit der polnischen Gesetze daher nicht

mehr wirksam garantiert werden kann. Die vom Gerichtshof unter diesen

tJmständen erlasse nen Urteite können nicht mehr als wirksame verfas-

sungsgerichtliche Kontrolle angesehen werden'

2) Das Gesetz über die Staattiche Richterhochschule, das bereifs in Kraft ist,

sowie das Gese tz über den Landesrat für Gerichtswesen, das Gesetz über

die ordenttichen Gerichte und das Gesetz über das Oberste Gericht, fal/s sie

in Krafttreten sollten, beeinträchtigen strukturelldie Unabhängigkeit der Jus-

tiz in poten und würden sich unmittetbar und konkret auf das unabhängige

Funktionieren der Justiz als Ganzes auswirken. Da die UnabhänQigkeit der

Justiz ein zentraler Bestandteit der Rechfssfa atlichkeit ist, wird die in den

frü h e re n E m pfeh t u n ge n fe stg e ste t lte sysfemtsc h e G efäh rd u n g d e r Rechfs-

staattichkeit durch diese neuen Gesetze beträchttich verschärft.

3) lnsbesondere die Absetzung von Richtern des Obersten Gerichts, ihre mög-

tiche Wiederernennung und die übrigen im Gesetz über das Oberste Gericht

vorgesehenen Maßnahmen würden die systemische Gefährdung der

Rech fssfa atl i c h ke it g a n z e rh e b I i ch ve rstä rke n.

4) Dass die neuen Gesetze Anlass zu ernsten Bedenken hinsichtlich ihrer Ver-

einbarkeit mit der polnischen Verfassung geben, haben in einer Reihe von

Erktärungen rnsbes ondere das Oberste Gericht, der Landesrat für Gerichts-

wesen, der potnische Bürgerbeauftragte, die Rechtsanwaltskammer und

Richter- und Juristenvereinigungen sowie andere Betroffene hervorgeho-

ben. Eine wirksame vertassungsgerichtliche Kontrolle dieser Gesetze ist ie-

doch aus den oben dargetegten Gründen nicht mehr möglich.

5) IJnd schtießlich haben die polnische Regierung und der Regierungsmehrheit

a n g e h öre n d e P a rl a m e ntsm itg t ie d e r m it M aß n ah m e n u n d öffe ntl ich e n Äu ße-
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rungen gegen Richter und Gerichte in Polen das Vertrauen in das Jusfr2sys-

tem als Ganzes beschädigt. Die Kommission verwies auf den Grundsatz der

loyalen Zusammenarbeit zwischen den Sfaafsorganen, die -wie in den Stel-

lungnahmen der Venedig-Kommission betont wird - eine verfassungsmä-

ßige Voraussetzung in einem demokratischen Rechfssfa at darstellt."

d)

Die Kommission führt in ihrer begründeten Stellungnahme des Weiteren aus, dass die

Artikel 1 Absatz 26 Buchstaben b und c und Artikel 13 Absatz 1 des Gesetzes über die

ordentlichen Gerichte enthaltene Regelung, wonach das Pensionsalter für Richter an

ordentlichen Gerichten von 67 auf 60 Jahre für Frauen und von 67 auf 65 Jahre für

Männer herabgesetzt und dem Justizminister die Befugnis übertragen werde, anhand

vager Kriterien über die Verlängerung ihrer Amtszeit (bis zum Alter von 70 Jahren) zu

entscheiden, die Unabhängigkeit der Richter beeinträchtige habe (vgl. COM(2017) 835

final, S. 342 unter (146-147). Die neuen Vorschriften gäben dem Justizminister ein

zusätzliches Element an die Hand gegeben werde. Mit diesem könnte er Einfluss auf

einzelne Richter ausüben. Insbesondere würden ihm mit den vagen Kriterien für die

Verlängerung der Amtszeiten übermäßig weites Ermessen eingeräumt und damit der

Grundsatz der Unabsetzbarkeit von Richtern untergraben.

lndem die neuen Vorschriften das Pensionsalter für Richter herabsetzen, gleichzeitig

jedoch die Verlängerung ihrer Amtszeit von einer Entscheidung des Justizministers

abhängig machen würden, würden sie den Grundsatz der Unabsetzbarkeit von Rich-

tern untergraben, der nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen

Union und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ein zentrates Element

der richterlichen Unabhängigkeit sei (vgl. COM(2017) 835 final, S. 342 unter Punkt

(148) und das diesbezüglich ergangene Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom

05.1 1 .2019 - C-1 92118 -).

3. Entscheidungen des Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte

a) Ufteil vom 08.1 1.2021 - 49868/19 und 57511119 -

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat die Republik Polen mit Urteil

vom0B.1 1.2021*49868/19und 57511119-zu Entschädigungszahlungenvonjeweils

15.000 Euro an zwei polnische Richter wegen einer Verletzung ihres Menschenrechts

auf ein faires Verlahren aus Art. 6 der Europäischen Menschenrechtskonvention

(EMRK)verurteilt (vgl. Press Release ECHR 333 (2021) vom 08.11 .2021).



39

Gegenstand des Verfahrens waren die lndividualbeschwerden zweier polnischer Rich-

ter, die sich Ende 2017 bzw. Anfang 2018 auf neue Posten beworben hatten. Sie wur-

den in der Folge vom polnischen Landesjustizrat (Krajowa Rada Sqdownictwa - KRS)

nicht für die angestrebten Positionen vorgeschlagen, wogegen sie sich bei der zustän-

digen Kammer für außerordentliche Überprüfungen und öffentliche Angelegenheiten

des Sqd Najwy2szy (Oberstes Gericht) beschwerten. Diese Kammer bestand aus-

schließlich aus Richtern, die unter Beteiligung des KRS ernannt worden waren.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte stellte fest, dass die Kammer kein

unabhängiges und unparteiisches, auf Gesetz beruhendes Gericht im Sinne des

Art. 6 EMRK sei. Das Verfahren zur Besetzung von Richterstellen sei in unzulässiger

Weise von der Exekutive und Legislative beeinflusst worden. Der Europäische Ge-

richtshof für Menschenrechte warf dem Präsidenten der Republik Polen vor, in ekla-

tantem Widerspruch zu den Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit gehandelt zu haben, als

er die Empfehlungen des Landesjustizrats berücksichtigt habe.

b) Urteil vom 07.05.2021 - 4907118 -
Mit Urteil vom 07.05.2021 - 4907118 - stellte der Europäische Gerichtshof für Men-

schenrechte fest, dass die Republik Polen gegen das Recht des klagenden Unterneh-

mens auf ein faires Verfahren aus Art. 6 EMRK verstoßen habe. Das polnische Ver-

fassungsgericht hatte eine Beschwerde des Unternehmens mit zwei zu drei Stimmen

zurückgewiesen. Der Gerichtshof bemängelte Unregelmäßigkeiten bei der Ernennung

einer der an dieser Entscheidung beteiligten Verfassungsrichter und sprach dem Un-

ternehmen eine Entschädigung zu.

Am 25.1 1.2021 entschied das polnische Verfassungsgericht als Reaktion auf das Ur-

teil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte vom 07.05.2021, dass Teile

der EMRK mit der polnischen Verfassung nicht zu vereinbaren seien

(https://www.zeit.de/politik/auslandl2021-1 1/justizreform-polen-europaeische-men-

schenrechtskonvention; abgerufen am 30.'1 1 .2021).

4. Deutsche obergerichtliche Rechtsprechung

Die deutsche obergerichtliche Rechtsprechung hat sich - soweit ersichtlich - im Kon-

text der hiesigen Vorlagefragen bislang vor allem mit den Fragen auseinander gesetzt,

ob aufgrund der von allen Gerichten geteilten Bedenken an der Rechtsstaatlichkeit der

polnischen Justiz die Auslieferung eines Verfolgten zur Strafuerfolgung nach Polen im

Rahmen eines europäischen Haftbefehls (OLG Karlsruhe, Beschluss vom

07.01.2019 - Ausl 301 AR 95/18; OLG Karlsruhe, Beschluss vom 27.11.2020 - Ausl
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301 AR 104119 Hanseatisches Oberlandesgericht in Bremen, Beschluss vom

Q7 .O}.2O1B - 1 Ausl A 31/1 8; OLG Köln, Beschluss vom 1 5.01 .2019 - 6 AuslA 115118

- 80; OLG Düsseldorf, Beschluss vom 1 4.06.2019 - 4 AR 38i19) oder die Abgabe der

Vollstreckung einer durch ein deutsches Gericht verhängten Freiheitsstrafe an die pol-

nischen Justizbehörden (OLG Hamm, Beschluss vom 17.08.2017 - 2 Ausl 102117:

OLG Hamm, Beschluss vom 17.08.2017 - 2 Ausl 102117; Brandenburgisches Ober-

landesgericht, Beschluss vom 20.01 .2021- 1 AR 2712d (S)) zulässig sind.

Hierbei sind die Oberlandesgerichte weit übenrviegend in einem ersten Schritt zu dem

Ergebnis gelangt, dass die Justizreformen in der Republik Polen in den vergangen

Jahren und die diesbezüglich von der Europäischen Kommission eingeleiteten Maß-

nahmen nach Art. 7 Abs. 1 EUV und Art. 258 AEUV die echte Gefahr der Verletzung

des Grundrechts auf ein faires Verfahren, die mit einer mangelnden Unabhängigkeit

der Gerichte des Ausstellungsmitgliedstaats aufgrund systemischer oder allgemeiner

Mängel in diesem Staat zusammenhänge, begründen. ln einem zweiten Schritt haben

die Oberlandesgericht sodann, unter Bezugnahme auf das Urteil des EuGH vom

25.07.2018 - C-216l18 PPU, geprüft, ob es im konkreten Einzelfall ernsthafte und

durch Tatsachen bestätigte Gründe für die Annahme gibt, dass gerade der Betroffene

des zu entscheidenden Falls einem unfairen Verfahren in Polen ausgesetzt wäre und

diese Frage verneint (vgl. OLG Karlsruhe, Beschluss vom 07.01 .2019 - Ausl 301 AR

95/18; OLG Köln, Beschluss vom 15.01 .2019 - 6 AuslA 115118 - B0; OLG Karlsruhe,

Beschtuss vom 07.01.2019- Ausl 301 AR 95/18; KG Berlin, Beschluss vom

15.11.2019 -(4') 151 AuslA 167119 (185/19)).

Das Oberlandesgericht Celle hat sich in einem Beschluss vom 19.06.2018 - 2 Ws

205118 - zwar auf die Beschwerde eines Verurteilten mit der Frage befasst, ob der

übernahme der Vollstreckung einer durch das Bezirksgerichts in Poznan verhängten

Vollstreckungsübernahmehindernisse gemäß SS 73, 84 Abs.2 IRG entgegenstehen,

weil die Vollstreckungshilfe gegen wesentliche deutsche Rechtsgrundsätze und

Grundsätze des Gemeinschaftsrechts verstoßen würde. Das Oberlandesgericht hat

sich hierbeijedoch nicht mit der Frage der Rechtstaatlichkeit der polnischen Justiz und

einem etwaigen Verstoß gegen Ar1. 47 Abs. 2 der Charta der Grundrechte der Euro-

päischen Union befasst.

Das Oberlandesgericht Karlsruhe hat mit Beschluss vom 17.02.2020 - Ausl 301 AR

156119 - einen Auslieferungshaftbefehl nach Polen aufgehoben,
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,,weil derzeit eine hohe Wahrscheinlichkdit besteht, dass sich die Ausliefe-

rung des Verfolgten nach Polen ztm Zwecke der Strafverfolgung wegen der

derzeitigen aktuetlen Entwicktungen in Polen im Rahmen der,,Justizreform"

als zumindest derzeit unzulässig enueist (S 75 Abs. 2 /RG; Senaf Sf y 2007,

652; ders. NSfZ 2010,41;OLG Köln StraFo 2010, 118; OLG Celle, Beschl.

vom 25.03.1998,3 ARS 3/98 -Ausl- abgedruckt bei iuris; vgl. hierzu auch

H ackner in : Schom burg/Lagod ny, inte rn ation ale Rechtshilfe in Strafsache n,

6. Auflage 2020, /RG, $ 15 Rn. 41; Böhm, in: Grützner/PötzJKresslGazeas,

lnternationaler Rechtshilfeverkehr in Strafsachen, 3. AufL S 75 Rn. 54 f.).

lnsoweit bestehen tatsächliche Anhaltspunkte, dass der Verfolgte im Falle

seiner Auslieferung einer echten Gefahr der Verletzung sernes Rechts auf

ein faires Verfahren ausgesetzt sein würde (Senat, Besch/uss vom

09.07.2018, Ausl 301 AR 95/18, abgedruckt bei iuris), so dass bezüglich

des.Verfolgten die Voraussetzungen für eine Auslieferung nach Polen zur

Strafverfolgung bei derzeitiger Sach- und Rechtslage nicht mehr gegeben

wären.

Zwar besteht vorliegend nicht die Sorge, dass sich der entscheidende

Spruchkörper in Konflikt mit allgemeinen politischen Vorgaben oder gese//-

schaftlichen Anschauungen setzen könnte, aber der zur Entscheidung be-

rufene Spruchkörper müsste - wie vorliegend vom Verfolgten behauptet -

auch über die Einflussnahme angeblich einflussreicher Personen auf die

Wahrheitsfindung im Strafverfahren entscheiden. Sollten aber polnische

Strafrichter atlein a'ufgrund der von lhnen vorgenommen Würdigung von Be-

weisen in einem Strafverfahren mit disziplinarischen Sanktionen rechnen

müssen, wären sie nicht vollkommen unabhängig, so dass nicht mehr von

einem fairen Verfahren die Rede sein könnte. Die vor allem nunmehr in

Art. 107 $ 7 des Gesefzes vom 27.07.2001 über die Verfassung ordentli-

cher Gerichte vorgenommenen Änderungen über die Einleitung von Diszip-

linarverfahren, welche aufgrund weitreichender Tatbestandsmerkmale

rechtlich nicht fassbar bzw. nicht eingrenzbar erscheinen, vermögen in Ver-

bindung mit der fehlenden Unabhängigkeit der Disziplinarkammern durch-

aus durchgreifende Zweifel an der künftigen Unabhängigkeit der polnischen

Justiz zu begründen."
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IV Darstellung der europarechtlichen Fragestellung aus Sicht der
Kammer

Aus Sicht der Kammer bestehen aufgrund objektiver, zuverlässiger, genauer und ge-

bührend aktualisierter Angaben über das Funktionieren des Justizsystems in der Re-

publik Polen Anhaltspunkte dafür, dass die Verhältnisse im polnischen Justizsystem

aufgrund verschiedener Maßnahmen im Zuge der sogenannten ,,Justizreform" im Zeit-

punkt des Urteils des Amtsgerichts Szczecin-Prawobzeze vom 07.08.2018 (Aktenzei-

chen Vll K 610/16, PR 2 Ds 1938.2016) und im Zeitpunkt des Beschtusses des Amts-

gerichts Szczecin-Prawobzeze vom 16.07.2019 (Aktenzeichen Vll Ko 355/19) unver-

einbar mit dem Grundrecht von M.D. auf ein faires Verfahren aus Art. 47 Abs. 2 der

Charta der Grundrechte der Europäischen Union waren.

Ebenso bestehen aus Sicht der Kammer im Zeitpunkt der hiesigen Vorlage aufgrund

objektiver, zuverlässiger, genauer und gebührend aktualisierter Angaben über das

Funktionieren des Justizsystems im Polen Anhaltspunkte dafür, dass die Verhältnisse

im polnischen Justizsystem aufgrund verschiedener Maßnahmen im Zuge der soge-

nannten ,,Justizreform" unvereinbar mit dem in Art. 2 EUV verankerten gemeinsamen

Wert des Rechtsstaatsprinzips sind.

Die Kammer stützt diese Bewertungen zum einen auf den begrÜndeten Vorschlag der

Europäischen Kommission nach Art. 7 Abs. 1 EUV vom 20.12.2017. Die in einem be-

gründeten Vorschlag nach Art. 7 Abs. 1 EUV enthaltenen lnformationen stellen beson-

ders relevante Angaben für die Beurteilu'ng der Rechtsstaatlichkeit in einem Mitglieds-

staat dar (EuGH, Urleil vom 25,07 .2018 - C-216l18 PPU). Die Europäische Kommis-

sion hat in ihrem begründeten Vorschlag dezidiert ausgeführt und begründet, dass we-

gen des Fehlens einer unabhängigen und legitimen verfassungsgerichtlichen Kontrolle

und der Gefährdung der Unabhängigkeit der ordentlichen Gerichtsbarkeit eine eindeu-

tige Gefahr für den in Art. 2 EUV festgehaltenen grundlegenden Wert der Rechtsstaat-

lichkeit bestehe und sich im Zeitraum vom 27.07.2016 (erste Empfehlung zur Rechts-

staatlichkeit) bis 2um26.07.2017 (dritte Empfehlung zur Rechtsstaatlichkeit) die dar-

gestellte Situation einer systemischen Gefährdung der Rechtsstaatlichkeit in Poten er-

heblich verschtechtert habe. Wegen Einzelheiten wird auf lll.2. verwiesen.

Die Kammer stützt ihre Einschätzung zudem auf die unter lll.1. aufgeführten Urteile

des Europäischen Gerichtshofs. Der Europäische Gerichtshof hat in seinen Urteilen

betont, dass das Erfordernis der Unabhängigkeit der Gerichte zum Wesensgehalt des

Rechts auf wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz und des Grundrechts auf ein faires

1
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Verfahren gehöre, dem als Garant für den Schutz sämtlicher dem Einzelnen auS dem

Unionsrecht erwachsender Rechte und für die Wahrung der in Art. 2 EUV genannten

Werte, die den Mitgliedstaaten gemeinsam seien, u. a. des Wertes.der Rechtsstaat-

lichkeit, grundtegende Bedeutung zukomme.

i
Des Weiteren stützt die Kammer ihre Einschätzung auf die unter lll.3. aufgeführten

Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, da die Grundrechte, wie

sie in der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei-

heiten gewährleistet sind, gemäß Art. 6 Abs. 3 EUV als allgemeine Grundsätze Teil

des Unionsrechts sind. Wie bereits ausgeführt, hat der Europäische Gerichtshof für

Menschenrechte in seinem Urteil vom 08.11,2021 - 4986S/19 und 57511119 - einen

eklatanten Widerspruch zu den Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit durch die polnische

Regierung - genauer den Präsidenten - festgestellt.

Aus den genannten Erkenntnisquellen zieht die Kammer das R6sum6, dass die so

genannte ,,Justizreform" in Polen zu einer mit dem Rechtsstaatsprinzip aus Art. 2 EUV

nicht mehr zu vereinbarenden Beeinflussung der Judikative durch die Exekutive und

Legislative geführt hat. Die Republik Polen ist aus Sicht der Kammer ihrer Pflicht aus

Art. 19 Abs. 1 Unterabs. 2 EUV, die richterliche Unabhängigkeit zu sichern, nicht nach-

gekommen.

Das Rechtsstaatsprinzip aus Art. 2 EUV und das Erfordernis der richterlichen Unab-

hängigkeit als Wesensgehalt des Grundrechts von M.D. auf ein faires Verfahren aus

Art.47 Abs. 2 der Charta der Grundrechte wurden aus Sicht der Kammer hierbei ins-

besondere durch die folgenden Maßnahmen unterwandert:

(unzulässige) Einwirkung auf amtierende Richter durch die Androhung von Dis-

ziplinarmaßnahmen in Bezug auf den lnhalt von Gerichtsentscheidungen (vgl.

Art. 107 S 1 des'Gesetzes über die ordentliche Gerichtsbarkeit und Art. 97 SS 1

und 3 des neuen Gesetzes über das Oberste Gericht und das diesbezügliche

Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 15.07.2021 - C-7911,9 -)'

(unzulässige und diskriminierende) Einwirkung auf amtierende Richter durch

Festlegung eines unterschiedlichen Ruhestandsalters für Richterinnen und

Richter sowie die Bevollmächtigung des Justizministers, nach unbestimmten,

nicht nachprüfbaren Kriterien ohne Begründungszwang die Tätigkeit einer Rich-

terin/eines Richters über das Ruhestandsalter hinaus zu genehmigen (vgl.

Art. 1 Nr.26 Buchst. b und c, Art. 13 Nr. 1 des Gesetzes zur Anderung des

Gesetzes über den Aufbau der ordentlichen Gerichtsbarkeit und einiger anderer

a
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Gesetze vom 12.07.2017 und das diesbezügliche Urteil des Europäischen Ge-

richtshofs vom 05.1 1.2019 - q-192118 -);

o (unzulässige) Einwirkung auf die Zusammensetzung der Spruchkörper an den

oberen Gerichten durch die Möglichkeit der rechtsgrundlosen Beendigung von

Abordnungen seitens des Justizministers, der zugleich das Amt des General-

staatsanwaltes innehat (vgl. Art.77 $ 1 des Gesetzes über die Organisation der

ordentlichen Gerichtsbarkeit sowie Art. 1 $ 2 des Gesetzes über die Staatsan-

waltschaft vom 28.01.2016 und das diesbezügliche Urteil des Europäischen

Gerichtshofs vom 16.11.2021 - C-748119 bis C-754119 -);

r (unzulässige) Beeinflussung der Besetzung von Richterstellen durch die Er-

schwerung bzw. Abschaffung der Rechtsschutzmöglichkeiten gegen Vor-

schlagsentscheidungen des Landesjustizrats (Krajowa Rada Sqdownictwa -
KRS) (vgl. Art. 44 Abs. 4 des Gesetzes über den Krajowa Rada Sqdownictwa

vom Juli 2018 sowie das Gesetzzur Anderung des Gesetzes über den Landes-

justizrat und des Gesetzes über die Organisation der Verwaltungsgerichte vom

26.04.2019 und das diesbezügliche Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom

02.03.2021 - C-824l18 -).
' 2. Zu den einzelnen Vorlagefragen

al Zur ersten Frage

Nach Art.3 (4) des Rahmenbeschlusses 2008/909/Jl des Rates vom27.11.2008 be-

rührt der Rahmenbeschluss nicht die Verpflichtung zur Achtung der Grundrechte und

der allgemeinen Rechtsgrundsätze gemäß Artikel 6 des Vertrags über die Europäi-

sche Union.

Diese Regelung des Rahmenbeschlusses wurde in Deutschland in $ 73 S.2 IRG über-

nommen, wonach die Leistung von Rechtshilfe nach dem [hier einschlägigen]Achten,

Neunten, Zehnten und Dreizehnten Teil unzulässig ist, wenn sie zu den in Artikel6 des

Vertrages über die Europäische Union enthaltenen Grundsätzen im Widerspruch

stünde.

Die Kammer sieht sich aufgrund Art. 3 (4) des Rahmenbeschlusses 2008/909/Jl des

Rates vom27.11.2008 (i.V.m. S 73 S.2lRG) daran gehindert, gemäß S B4g IRG die

durch das Amtsgericht Szczecin-Prawobzeze am 07.08.2018 (Aktenzeichen Vll K

610116, PR 2 Ds 1938.2016) verhängte Freiheitsstrafe in Deutschland für vollstreckbar

zu erklären, da konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Verhältnisse in der

Republik Polen im Zeitpunkt des Urteils des Amtsgerichts Szczecin-Prawobzeze vom



45

07.08.2018 (Aktenzeichen Vll K 610116, PR 2 Ds 1938.2016) und im Zeitpunkt des

Beschlusses des Amtsgerichts Szczecin-Prawobzeze vom 16.07.2019 (Aktenzeichen

Vll Ko 355/19) unvereinbar mit dem Grundrecht auf ein faires Verfahren ausArt.47

Abs. 2 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union waren, weil in diesöm

wtitglieOstaat das Justizöystem selbst nicht mehr im Einklang mit dem Rechtsstaats-

prinzip aus Art. 2 EUV stand und steht.

Aus Sicht der Kammer stellt sich nunmehr die Frage, ob die nach Art. 3 (4) des Rah-

menbeschlusses 2008/909/Jl des Rates vom 27.11.2008 (i.V.m. S 73 S. 2 IRG) zu

tretfende Entscheidung, ob das Justizsystem in der Republik Polen am 07.08.2018

beziehungsweise 16.07.2019 dem Rechtsstaatsprinzip aus Art. 2 EUV genügte und

das Grundrecht von M.D. auf ein faires Verfahren aus Art. 47 Abs, 2 der Charta der

Grundrechte der Europäischen Union gewahrt wurde, dem zur Entscheidung über die

Vollstreckbarkeitserklärung berufenen mitgliedsstaatlichen Gericht obliegt, oder es

sich hierbei um eine nach Art.267 Abs. 1 a) AEUV dem Europäischen Gerichtshof

vorbehaltene Frage über die ,,Auslegung der Verträge" handelt.

Die Kammer ist sich Gewahr, dass der Europäische Gerichtshof unter anderem in sei-

nem Urteil vom 16.11.2021 -C-748119 bis C-754119 -ausgeführt hat, dass er nach

Art.267 AEUV nicht befugt sei, die Normen des Unionsrechts auf einen Einzelfall an-

zuwenden, sondern sich nur zur Auslegung der Verträge und der Handlungen der Uni-

onsorgane äußern dürfe, indem er das Uniongrecht unter Berücksichtigung der ihm

vorliegenden Akten auslege, soweit dies dem vorlegenden Gericht bei der Beurteilung

der Wirkungen einer unionsrechtlichen Bestimmung dienlich sein könne.

Nach Auffassung der Kammer betrifft jedoch die Frage, ob die Verhältnisse in einem

Mitgliedsstaat mit dem Rechtsstaatsprinzip aus Arl.2 EUV und dem Grundrecht des

Betroffenen auf ein faires Verfahren aus Art. 47 Abs. 2 der Charta der Grundrechte der

Europäischen Union vereinbar waren, eine so fundamentale Frage, dass diese nicht

von den einzelnen mitgliedsstaatlichen Gerichten, sondern einheitlich vom Europäi-

schen Gerichtshof nach Art.267 Abs. 1 a) AEUV entschieden werden sollte. Andern-

falls bestünde die Gefahr der Rechtsunsicherheit durch divergierende Auslegungen

von für die Rechtsgemeinschaft der Europäischen Unionen zentralen Vorschriften

durch die mitgliedstaatlichen Gerichte.

b) Zur zwetten Frage

Der Europäische Gerichtshof hat in seiner Entscheidung vom 15.07.2021 - C-791119

- ausgeführt, dass die Achtung der in Art. 2 EUV verankerten Werte - also auch die

Achtung des Rechtsstaatsprinzips - durch einen Mitgliedstaat eine Voraussetzung für
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den Genuss aller Rechte sei, die sich aus der Anwendung der Verträge auf diesen

Mitg liedstaat ergeben.

Nach Auffassung der Kammer folgt hieraus, dass auch dann, wenn die Situation in

einem Mitgliedsstaat im Zeitpunkt des Erlasses der zu vollstreckenden Entscheidung

bzw. der sie betreffenden Folgeentscheidungen durch die Justizbehörden des bean-

tragenden Mitgliedsstaates dem Rechtsstaatsprinzip entsprochen hat, die Vollstreck-

barkeitserklärung nach Art.3 (4)des Rahmenbeschlusses 2008/909/Jl des Rates vom

27.11.2008 (i.V.m. S 73 S. 2 IRG) abzulehnen ist, wenn in der Zwischenzeit - also vor

der Entscheidung durch das zur Entscheidung über die Vollstreckbarkeitserklärung

berufenen Gericht - sich die Situation in dem beantragenden Mitgliedsstaat so verän-

dert hat, dass sie nunmehr nicht mehr mit dem Rechtsstaatsprinzip vereinbar ist. Wenn

der betreffende Mitgliedsstaat das Rechtsstaatsprinzip als in Art. 2 EUV verankerten

Wert nicht mehr wahrt, wird er - nach den Ausführungen des Europäischen Gerichts-

hofs im Urteil 15.07.2021 - C-7g1l1g - der Rechte aus der Anwendung der Verträge

- also auch des Rechts aus Art. I RB 2008/909/Jl auf Anerkennung und Vollstreckung

eines eigenen Urteils durch die Justizbehörden eines anderen Mitgliedsstaates - ver-

lustig.

Nachfolgend zu der hinsichtlich der ersten Frage dargelegten Thematik stellt sich aus

Sicht der Kammer nunmehr die Frage, ob die Entscheidung, ob die Republik Polen

den in Art.. 2 EUV verankerten Wert der Rechtsstaatlichkeit nicht (mehr) achtet und

daher ihrer Rechte aus der Anwendung der Verträge verlustig geworden ist, von den

mitgliedstaatlichen Gerichten zu entscheiden ist, oder nach Art. 267 Abs. 1 a) AEUV

alleine dem Europäischen Gerichtshof obliegt.

Die Beantwortung dieser Frage ist auch für das hiesige Verfahren virulent, denn selbst

wenn - entgegen der Autfassung der Kammer - davon ausgegangen würde, dass im

Zeitpunkt der Entscheidungen des Amtsgerichts Szczecin-Prawobzeze vom

07.08.2018 (Aktenzeichen Vll K 610/16, PR 2 Ds 1938.2016) beziehungsweise

16.07.2019 (Aktenzeichen Vll Ko 355119) die Verhältnisse in Polen nicht unvereinbar

mit dem Grundrecht auf ein faires Verfahren waren, so bestehen aus Sicht der Kam-

mer jedenfalls aufgrund der aktuetlen Entwicklungen diesen Jahres konkrete Anhalts-

punkte dafür, dass das in Art. 2 EUV verankerte Rechtsstaatsprinzip in der Republik

Polen nicht (mehr) gewahrt wird.

Die Republik Polen ist im Verfahren C-204121 der einstweiligen Verfügung der Vize-

präsidentin des Europäischen Gerichtshofs vom 14.07.2021 nicht beziehungsweise
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nicht ausreichend nachgekommen, so dass der Vizepräsident des Europäischen Ge-

richtshofs mit Beschluss vom 27.10.2021 ein Zwangsgeld in Höhe von 1.000.000 Euro

pro Tag verhängt hat.

Mit Urteil vom 07.10.2021 hat das polnische Verfassungsgericht als Reaktion auf das

Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 02.03.2021 -C-B24l1B - entschieden, dass

Teile des Gemeinschaftsrechts, insbesondere der Versuch des Europäischen Ge-

richtshofs, sich in das polnische Justizwesen einzumischen, gegen die polnische Ver-

'fassung verstoße.

Aus den genannten Umständen zieht die Kammer den Schluss, dass die Republik Po-

len sich nicht mehr an den Anwendungsvorrang des EU-Rechts gebunden fühlt, der

sich aus ,,Wortlaut und'Geist" der europäischen Verträge herleitet und sich aus dem

Erfordernis der Funktionsfähigkeit der Gemeinschaft, insbesondere der Notwendigkeit

einheitlicher und gleichmäßiger Geltung, ergibt (so bereits EuGH, Ur-

teil vom 15.07.1964 - 6164 -). Der Anwendungsvorrang des Unionsrechts ist als

Grundpfeiler der Rechtsgemeinschaft der Mitgliedsstaaten allgemein anerkannt und

Bestandteil des unionsrechtlichen Besitzstandes (,,acquis communautaire")

(Streinz/Streinz,3. Aufl. 2018, EUV Art. 4 Rn. 36). Die willkürliche Außerachtlassung

des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts stellt aus Sicht der Kammer daher einen

erheblichen Verstoß gegen das in Art.2 EUV verankerte Rechtsstaatsprinzip dar, da

ein Verfassungsverbund, der in einer Weise organisatorisch verdichtet ist, wie die Eu-

ropäische Union, handlungsunfähig wird, wenn die Anwendung des für alle geltenden

Rechts entgegen der Envartung der Unionsbürger unter dem Vorbehalt der einzel-

staatlichen Verfassungen (und Verfassungsgerichte)steht (so Calliess/RufferURuffert,

6. Aufl. 2022, AEUV Art. 1 Rn. 17).

cl Zur dritten Frage

aa)

Der Europäische Gerichtshof hat - wie bereits dargelegt - in seinem Urteil vom

25.07 .2018 - C-216l1 8 PPU - auf die Vorlagefrage des irischen High Courts bezüglich

eines von den polnischen Justizbehörden erlassenen europäischen Haftbefehls ent-

schieden, dass bei Bestehen einer echten Gefahr, dass die Person, gegen die ein

Europäischer Haftbefehl ergangen ist, im Fall ihrer Übergabe an die ausstellende Jus-

tizbehörde eine Verletzung ihres Grundrechts auf ein unabhängiges Gericht erleide

und damit derWesensgehalt ihres in Art. 47 Abs. 2 der Charta verbürgten Grundrechts

auf ein faires Verfahren angetastet werde, der vollstreckenden Justizbehörde gestattet
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sein könne, ausnahmsweise, auf der Grundlage des Art. 1 Abs. 3 des Rahmenbe-

schlusses 20021584, davon abzusehen, dem betreffenden Europäischen Haftbefehl

Folge zu leisten.

Zugleich hat der Europäische Gerichtshof ausgeführt, dass dann, wenn die vollstre-

ckende Justizbehörde feststelle, dass im Ausstellungsmitgliedstaat eine echte Gefahr

bestehe, dass das Grundrecht auf ein faires Verfahren in seinem Wesensgehalt ver-

letzt werde, weil die Justiz dieses Mitgliedstaats systemische oder allgemeine Mängel

aufirueise, so dass die Unabhängigkeit der Gerichte des Ausstellungsmitgliedstaats ge-

fährdet sein könne, in einem zweiten Schritt konkret und genau von dem zur Entschei-

dung berufenen Gericht zu prüfen sei, ob es unter den gegebenen Umständen ernst-

hafte und durch Tatsachen bestätigte Gründe für die Annahme gebe, dass die ge-

suchte Person nach ihrer Übergabe an den Ausstellungsmitgliedstaat einer solchen

Gefahr ausgesetzt sein werde.

Diese konkrete Prüfung sei auch dann geboten, wenn die Kommission in Bezug aui

den Ausstellungsmitgliedstaat einen begründeten Vorschlag nach Art. 7 Abs. 1 EUV

angenommen habe. Dies folge aus dem zehnten Eruuägungsgrund. des Rahmenbe-

schlusses 2OO215B4, wonach die Anwendung des Mechanismus des Europäischen

Haftbefehls nur ausgesetzt werden dürfe, wenn eine schwere und anhaltende Verlet-

zung der in Art. 2 EUV enthaltenen Grundsätze durch einen Mitgliedstaat vorliege und

diese vom Europäiscfren Rat gemäß Art. 7 Abs.2 EUV mit den Folgen von Art.7

Abs. 3 EUV festgestellt werde. Somit ergebe sich schon aus dem Wortlaut dieses Er-

wägungsgrundes, dass es dem Europäischen Rat zukomme, eine Verletzung der in

Art.2 EUV enthaltenen Grundsätze, darunter desjenigen der Rechtsstaatlichkeit, im

Ausstellungsmitgliedstaat im Hinblick auf die Aussetzung der Anwendung des Mecha-

nismus des Europäischen Haftbefehls gegen(iber diesem Mitgliedstaat festzustellen.

Solange der Europäische Rat keinen entsprechenden Beschluss erlassen habe, könne

die vollstreckende Justizbehörde einem Europäischen Haftbefehl, der von einem Mit-

gliedstaat, in Bezug auf den ein begründeter Vorschlag im Sinne des Art. 7 Abs. 1 EUV

vorliege, ausgestellt wurde, auf der Grundlage von Art. 1 Abs. 3 des Rahmenbeschlus-

ses 2002/584 nur unter außergewöhnlichen Umständen keine Folge leisten, wenn sie

nach einer konkreten und genauen Prüfung des Einzelfalls festgestellt habe, dass es

ernsthafte und durch Tatsachen bestätigte Gründe für die Annahme gebe, dass die

Person, gegen die dieser Europäische Haftbefehl ergangen sei, nach ihrer Übergabe

an die ausstellende Justizbehörde einer echten Gefahr ausgesetzt sein werde, dass
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ihr Grundrecht auf ein unabhängiges Gericht verletzt und damit der Wesensgehalt ih-

res Grundrechts auf ein faires'Verfahren angetastet werde.

bb)

Der Europäische Gerichtshof begründet das Erfordernis der Prüfung einer konkreten

Grundrechtsverletzung beziehungsweise Grundrechtsgefährdung im Hinblick auf den

europäischen Haftbefehl somit mit der Formulierung im zehnten Erwägungsgrund des

Rahmenbeschlusses 20021584, welcher dem Europäischen Rat ein Entscheidungs-

monopol hinsichtlich der Aussetzung des Mechanismus des europäischen Haftbefehls

zubilligt.

Eine vergleichbare Regelung findet sich im für das hiesige Verfahren einschlägigen

Rahmenbeschluss 2008/909/Jl vom 27.11.2008 nicht.

Es stellt sich aus Sicht der Kammer daher die Frage, ob auch vorliegend - entspre-

chend des vom Europäischen Gerichtshof im Urteil vom 25.07 .2018 - C-216l18 PPU

- aufgestellten zweistufigen Schemas - zu prüfen ist, ob M.D. durch seine Verurteilung

durch das Amtsgericht Szczecin-Prawobzeze vom 07.08.2018 (Aktenzeichen Vll K

610116, PR 2Ds 1938,2016) in Verbindung mit dem Beschluss vom 16.07.2019 (Ak-

tenzeichen Vll Ko 355/19) einer echteri Gefahr ausgesetzt war, dass sein Grundrecht

auf ein unabhängiges Gericht verletzt und damit der Wesensgehalt seines örund-

rechts auf ein faires Verfahren angetastet wurde.

Nach Auffassung der Kammer ist diese Frage zu verneinen, die konkrete Prüfung einer

Grundrechtsverletzung beziehungsweise Grundrechtsgefährdung von M.D. daher

nicht angezeigt.

Dies folgt zunächst daraus, dass, wie bereits ausgeführt, der hier einschlägige Rah-

menbeschluss 2008/909/Jl vom 27.11.2008 eine mit dem zehnten Erwägungsgrund

des Rahmenbeschlusses 2002/584 vergleichbare Regelung bezüglich des Entschei-

dungsmonopols des Europäischen Rates nicht enthält.

Des Weiteren hat der Europäische Gerichtshof in seiner Entscheidung vom

27.05.2019 - C-508/18 und C-82119 PPU - hinsichttich der fehlenden Unabhängigkeit

der deutschen Staatsanwaltschaft das zweisiufige Schema nicht angewandt und von

einer konkreten Einzelprüfung abgesehen. Vielmehr hat er entschieden, dass allein

die abstrakte Möglichkeit einer politischen Einflussnahme durch den Justizminister

über das Weisungsrecht aus $$ 146, 147 GVG ausreichend sei, um die Gefahr zu

begründen, dass die deutschen Staatsanwaltschaften der Gefahr ausgesetzt seien,

bei ihrer Entscheidung über die Ausstellung eines Europäischen Haftbefehls von der
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Exekutive beeinflusst zu werden. Aus diesem Grund könnten die deutschön Staatsan-

waltschaften keine ,,ausstellende Justizbehörde" im Sinne von Art. 6 Abs. 1 des Rah-

menbeschlusses 20021584 sein. Auch dieses Verfahren hatte daher die Reichweite

des Erfordernisses richterlicher Unabhängigkeit vJm Gegenstand (vgl. hierzu

SlGH/GleßMahl/Zimmermann, 6. Aufl. 2020,|RG S 73 Rn. 142a).

Nach Auffassung der Kammer kann das vom Europäischen Gerichtshof in Bezug auf

die Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls entwickelte zweistufigen Schema

auch nicht entsprechend auf die hiesige Konstellation der Entscheidung über die Voll-

streckung eines Urteils übertragen werden, da die betreffenden Fragestellungen nicht

miteinander vergleichbar sind.

Der Europäische Gerichtshof hat in seiner Entscheidung vom 25.07.2018 - C-216118

PPU - ausgeführt, dass - nach Feststellung eines objektiven Verstoßes gegen das

Rechtsstaatsprinzip - auf der zweiten Stufe zu prüfen sei, ob der Betroffene nach sei-

ner Übergabe an die ausstellende Justizbehörde einer echten Gefahr ausgesetzt sein

werde, dass sein Grundrecht auf ein unabhängiges Gericht verletzt und damit der We-

sensgehalt ihres Grundrechts auf ein faires Verfahren angetastet wird. Gegenstand

der vom Europäischen Gerichtshof geforderten konkreten Prüfung ist daher eine Prog-

nose des zu envartenden Verfahrensverlaufs nach Vollstreckung des europäischen

Haftbefehls. Der Europäische Gerichtshof fordert hingegen - nach dem Verständnis

der Kammer - keine ex-post-Betrachtung der Frage, ob bereits die Ausstellung des

europäischen Haftbefehls den Betroffenen möglicherweise in seinem Grundrecht auf

ein unabhängiges Gericht verletzt hat.

Es liegt in der Natur der Sache, dass eine Prognoseentscheidung vorliegend nicht

möglich ist, da das Verfahren mit der Entscheidung über die Vollstreckbarkeitserklä-

rung im bilateralen Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Re-

publik Polen abgeschlossen ist.

Denkbar wäre vorliegend allein die Prüfung, ob sich der in einem ersten Schritt festge-

stellte Verstoß gegen das Rechtsstaatsprinzip in einem weiten Schritt auch auf den

konkreten Fall ausgewirkt hat. Wenn aber wie vorliegend in der Republik Polen durch

strukturelle Eingriffe in das Justizsystem die Unabhängigkeit der Gerichte insgesamt

beschnitten wird, so ist schlechterdings kein Verfahren denkbar, in dem eine Verlet-

zung des Grundrechts auf ein faires Verfahren ausgeschlossen werden könnte (so

auch SLGH/GleßlWahllZimmermann, 6. Aufl. 2020,|RG S 73 Rn. 142a). Ob sich die

am 07.08.2018 beziehungsweise 16.07.2019 bereits erlassenen Justizreformen vor-
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liegend auf die Entscheidung des Amtsgerichts Szczecin-Prawobzeze ausgewirkt ha-

ben, kann ex-post nicht mehr festgestellt werden; mit der erforderlichen Sicherheit aus-

zuschließen ist dies aus Sicht der Kammer jedenfalls nicht.

cc)

Aus dem Vorgesagten ergibt sich aus Sicht der Kammer, dass erst Recht keine Prü-

fung einer konkreten Grundrechtsverletzung oder Grundrechtsgefährdung angezeigt

ist, wenn das zur Entscheidung über die Vollstreckbarkeitserklärung berufene Gericht

des vollstreckenden Mitgliedsstaates gestützt auf Art. 3 (4) des Rahmenbeschlusses

2OO8/909/Jl des Rates vom27 .11.2008 in Verbindung mit Art.2 EUV die Anerkennung

des Urteils ablehnt, weil das Justizsystem im beantragenden Mitgliedstaat im Zeitpunkt

der Entscheidun g über die Vollstreckbarkeitserklär,ung nicht mehr im Einklang mit dem

tn 2 verankerten Rechtsstaatspri nzi p steht.

Dr. Fuest
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